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D £ SRAT II. Wahlperiode / 13. Sitzung. 
aöhhıs. 1.Sitzungsperiode 1925 


Stenographäscher Bericht 


über gie au Mittwoch,den 7. Januar 1925 i der 
Aula der jermalachule zu Vearbrücken tan 
wehrplatz Jstattgefundene Sitzung des anne. 


ee 


Der stellv. Vorsitzende, Nitglied Schöusr (2.)-St.Jngbert, | 
eröffnet um 3 Uhr nachmittags die Sitzung. | 


Seitend der Kegierungskommission ist anwesend: | 


Herr Oberregierungsrat Dr.Heim aus der Abteilung des Innern, 
als stellv. Steatskomnissar. 


Die Feststellung der Anwesenheitsliste ergibt die An- | 
wesenheit von 27.Nitgliedern. | 


Entschuldigt fehlen die Nitglieder: 


Becker (Z. )-Searbrücken; Eifler (K.P. )-Neunkirchen; Petri (S,P. )- 
Neunkirchen. 


Tagesordnung: 


| Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr. 
1) Die Schonzeiten des Wildes; 

2)- Matsetz der Gebühren für Zeugen und gachyerständi e ‚,30- 
wie agegelder und Heisegkosten der Schöffen,Seschworacn 
und assetslaute. 

3) Versicherung des ausländischen Personals; 
4) Errichtung einer Arbeitskamner im für das Ssargebiet; 


5) Ve Hi nn An ei Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebena 
im vaargebie 


6) Abänderung % $ 1285 der Versicherungsordnung; 
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7) Übertritt aus me ahnnä rede in ‚sereiehezungoMfläghtige 
Beschäftigung und umgekehrt 


8) Versicherungsgrenze und dtche in der Krankenversi erg: 


9) Festsetzung einer Altersgrenze für die stastlichen Beanten 
des Seargebietes; 


} 

l 

h . 
— F | 

b | 


Bobint vom 18.Msi 1923-Amtsblatt 1923 Nr.352 
shlnE der Aufwertung von Ansprüchen in Markwährung. gr 


10) ng des $ 4 der Ve rordnung über die gesetzliche Bohr | 
| 
11) Erhebung indirekter Steuem; 


12) 
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12) Verkehr mit Waren, ale 3a Ssargebiet und in Frankreih 
einer Köhtrolle unterliegen; 
13) Verfahren in Versorglungssachen; 
14) Körung der Hengste; 


15) Abänderung des Gesetzes_betr. den Verkehr mit Butter, 
RERTHIE und deren Ersatzmittel vom 15.Juni 1897. 


16) Abänderung des Weingesetzes. 


na nn vn 


orsitzender: Zunächst hat zu einer kurzen Pemerkung das Wort der 
Abgeordnete Heckler. 


eckler (K.P;): Meine Herren! In Auftrage und im Namen der Kommu- 
nistischen Partei Deutschlands Bezirk Saar,habe ich folgende 
Erklärung abzugeben: 






"Die von der Wählerschaft des Saargebietes in den 
Landesrat_gewählten BUERLIESE 805 Kommunistischen Fartei, | 
Philippp Reinhard und Karl Ulrich sind durch Beschluß der | 
Donträle aus der Kommunistischen Fartei Deutschlands ausge- | 
Schlossen worden und scheiden somit aus der Kommunistischen | 
Partei Deutschlands | 
Landesratsfraktion aus. 


Kommnistische Fartei Deutschlands, Bezirk Saar." | 
(Bravo-Rufe ) 
(Zuruf Schmelzer : Das ist uns Wurst ) 


orsitzender: Des Wort hat der Abgeordnete Reinhard! 






EIUEIZEI: 435! wi 2+BouB4C u2720494005 | + 7 i 





Reinhard (K.P.): Meine Herren! Auch wir haben eine Erklärung abzu- 
geben auf Grund der Vorgänge der letzten Wochen sowie auch 

auf Grund der soeben abgegebenen Erklärung des Herm Abgeord- 

neten Heckler. Die Erklärung der Kommunistischen landesrats- 


fraktion und zwar der Abgeordneten Sticher,Ulrich und Fein- 
heard lautet: 


(Lechen im ganzen Hause ) 


Erklärung der Kommunistischen Iandesratsfraktion! 


u Durch die Zeitungen des Seargebietes ist in der letzten ! 
Zeit die Nachricht verbreitet worden, wir seien aus der kon- | 
munistischen Fartei susgeschlossen worden. Diese eldung ist 
durch die “eitung "Klassenkampf " ‚welche unter dem Namen N 
eines gewissen Daub erscheint, zuerst erschienen mit dem Be- | 
merken, unser . : Ausschluß. sei von der Unterbezirks- | 
leitung der K.P.D, Knein-Saar vollzogen worden. Diese Bezirks- 
leitung wird _von der Parteimitgliedschaft nie t anerkennt 
und ihr das hecht abgesprochen, im Sinne der ‚ieelieder zu 
handeln oder Mitglieder auszuschließen. Die Mitg ieder haben 
eine neue eitung genähl: und uns red Desche, liendate | 
nach wie vor im Interesse der Arbeiterschaft auszuüben. Eben | 
80 "haben die Maugtjeder es abgelehnt, die Zeitung”Klassenkenpf" 
als Urgan der K.P.D. anzuerkennen. Die schamlosen Lügen ‚die 1 
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in diesem Organ veröffentlicht werden, richten dieses Blett 

in den Augen jedes ehrlichen Arbeiters von selbst. Die ehr- 
lichen Mitglieder der K.P.D. lehnen es ab, sich von strolchen, 
die nicht einmal, davor zurückschrecken ‚ahnungslose Versann- 
Jungsbesucher niederzuschießen,länger leiten zu lassen. Auf 
Grund dieser Tatsachen ist es eine bodenlose Frechheit, wenn 
diese Menschen sich immer noch als die rechtmäßige Leitung 
der K,P.D. bezeichnen, und sogar unsere Nandatsniederlegung. 
verlangen. Sie stützen diese Forderung mit der Behauptung, wir 
hätten ihnen eine Verpflichtungserklärung abgegeben. Wir heen 
diesen Menschen niemals eine derartige Erklärung abgegeben, = 
und lehnen es 8% auch für die Zukunft ab, irgendwelche Verbin d- 
lichkeit mit diesen Nenschen einzugehen. Unsere Nandate werdn 
wir nech wie vor in Art Eng der kommunistischen Mitglieder m 
Interesse der Arbeiterschaft ausüben. Die gemeinen Verdächti- 
gungen der Zeitung "Klassenkampf" fallen auf die Verbreiter 
zurück. Unsere vergangene Tätigkeit hat am besten bewiesen, 
daß wir nichts mit Saarseparatisten zu tun haben. 


(Bravo-Rufe der Fechten !) 
Die Erhaltung der Einheit der deutschen Nation ist für uns 


eine Selbstverständlichkeit,über welche es überhaupt keine 
Diskussion gibt, | 






(Bravo-Rufe der Rechten) 


da wir für ein Räte-Deutschland eintreten. Dieser unser »tand- 
nat aber nichts mit lationalismus zu tun, sondern lieg | 
im Br gegen jeden Imperialismus begründet, und entsprich 1 
vor allen Dingen den srundsätzen der Kommunistischen _Inter- | 
nationale. Aus diesem Grunde können wir niemals den Friedens- | 
vertrag von Versailles enerkemen. Der mit Hilfe dieses Ver- 
trages eingesatzten Fegierungskommission, die ihr Hiersein nur 
dem französischen ‚Imperialismus verdankt,gilt nach wie vor 
unser schärfster Xampf. Dieses kann uns aber nicht davon ab- 
halten, den #apitalismus und dessen Vertreter,ganz gleich 


welcher Nationalität, als den Todfeind der Arbeiterklasse zu 
bekämpfen. " 
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orsitzender: Das Nort hat der Abgeordnete Dr,»ender! 


r.sender een Herren! Wir heben zu unserer größten Betrib - 
nis in der Presse eglesen deß der schwedische Ninisterpräsi- 
dent Branting, der Vertreter Schwedens im Völkerbundsrat, von 
Schwerer Krankheit befallen ist. Ich spreche im Namen der So- 
zialdemokratischen Fraktion aus, daß ein derartiger Fall eien 
Schweren Verlust für den völkerversöhnenden Gedanken und für 
das Saargebiet pedeuten würde, Die Sozialdemokratische Frak- | 
tion ist der Auffassung, dem -andesrat ein lelegramm an Bran- 
ting vorschlagen zu sollen, indem wir,der ganze landesret,de - | 
sem e der sich manches Verdienst erworben hat, die Wünsche 
zur baldigen Genesung übermitte)n. | 
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Ich darf Ihnen folgende Fassung vorschlagen: 


" Der landesrat für das Saargebiet hat mit Betrübnis von 

Ihrer Krankheit erfahren. Er wünscht en, dem unentwg- 

ten Kämpfer für die Verständigung der Völker und Förderer 
der gerechten Wünsche der Saarbevölkerung baldige Genesung." | 


prsitzender: Das ort hat der Abgeorineta Levacher ! } 


’vacher (Z.): Namens meiner Partei erkläre ich, daß wir diesem 


lelegremm_ I > 
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nfelegramm von ganzem Herzen zustimmen. Wer mit Branting ge- 
arbeitet hat, wie wir, der weiß, daß er für die lage des Saar- 
volkes bei den Völkerbundsratssitzungen Verständnis hatte. 


orsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 
chmelzer (DSV): Auch wir schätzen Branting als einen Menn, der für 
uns immer ein williges Ohr hatte und stets geneigt war, für 
SER Ren Wir schließen uns dem Telegramm vollinhelt- 
ich. anı | | 


orsitzender: Ich darf feststellen,daß gegen die Absendung des Tele- 
gramms keine Einwendungen erhoben werden. 


| Wir gehen nun zur Tagesordnung über. Diese umfaßt 16 
Funkte, von welchen heute die Punkte 1,2,3,5,6 und 13 verab- 
schiedet werden kömen. 


Zunächst kommen wir zu Punkt 1 betr. 
Schonzeiten des Wildes. _ 
Das Wort hierzu hat der Berichterstatter Herr. Betz ! 


Betz (S.P,): Meine Herren! Der Zweck des uns rarziegea0as Verord- 
nungsentwurfes ist nach der beigefügten Erundung der Regie- 
rungskommission zunächst einmal der; die zurzeit für den 
preußischen und bayerischen leil des vsargebietes gültigen 
verschiedenartigen Bestimmungen einheitlich zu regeln. 

Be; der Fauptssche soll _ die Neuregelung der Schonvor- 
schriften jedoch dem Umstand hechnung tragen, daß durch die 
Kriegs-und besonders durch die Nachkriegsverhältnisse,der 
Wildbestand des Saargebietes, insbesondere an hehwild,nehezu 
vernichtet worden ist,socaß um diesem Übelstand abzuhelfen, 
eine Em NETUNg der Schonvorschriften nach Ansichten der 
interessierten Areise geboten erscheint. Die wesentlichste 
Neuerung des Entwurfs besteht darin, daß die Schonzeit für 

hböcke_suf den Monat Dezember ausgedehnt worden ist und für 
das weibliche Kehwild, dessen Jagd in dem bayerischen Gebiets- 
teil bisher ganz verboten war und das_im preußischen Gebiets- 
teil nur vom l.Januar bis 31.0ktober Schonzeit hatte ‚künftig 
eine Schonzeit vom l.Dezember bis 31.0Oktober eingeführt wird. 
Gleichfalls wird die 2chonzeit für andere Wildarten insbeson- 
dere Fasanen,verlängert. 


Die Paatändiee Kommission hat sich in 2 Sitzungen 
mit der Angelegenheit beschäftigt und hat denr: ' ° -tEnt- 
wurf mit nachfolgenden Änderungen einstimmig angenommen: 


1) Der Einleitungsformel ist anzufügen:” Nach Anhö- 
rung der gewählten Vertreter der Bevölkerung." 


...2) In Artikel 2 ist hinter die Worte:" weibliches 
Rehwild"einzufügen:” und !asanenhennen. " 


3) In Artikel 12 wird stat+ 20.-Franken gesetzt: 
" 80 Franken." | 


| 4) In Artikel 13 wird statt 15 - 100 Frarken gesetzt: 
"50.-100 Franken. " 


| 5) In Ariixel 14 wird statt 6 - 15 Franken gesetzt: 
"10- 50 Franken." 
6) 
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6) In Artikel 15 wird statt 150.-Franken gesetzt: 
"son 30 - 300.-Franken. " 


| ”) In Artikel 16 wird statt 80 Franken gesetzt: 
"BS0.-Franken. 1 


Man ist sich in der Kommission darüber einig geworden, 
dsß in der Vollversammlung in Jieser Angelegenheit eine De- 
batte nicht stattfinden soll, sondern Jaß es genügt, aaß der 
Berichterstatter seinen Bericht abgibt. _ 

Es ist nun vor einisen Tagen den Mitgliedern des Ilan- 
desrates eine Denkschrift vom Jagdschutzverein für das Vaar- 
zer zugegangen, deren wesentlicher Inhalt darin besteht, 


17 one zweijährige Ixxak völlige Schonung allen Heh- 
wildes 

2) nach Ablauf dieser Frist eine gesetzliche Abschuß- 
zeit für männliches Aehwild, aber die weitere Auf- 
FeohFernS.LTung des Abschußverbotes für weibliches 

wı ‚un A } A 

3) eine Verlängerung der Schonzeit #ür Hasen um weitere 
4 Wochen bis 1.November,als dringend notwendig in 
Vorschlag gebracht wird. 


Der Eingang dieser Denkschrift hat inscferm etwas 
überrascht, als in der Denkschrift der fegierungsvorlage zu 
lesen ist, daß die Vorlage die Pi LEigUnE “er Jägerversini- 
gungen des Saargebietes gefunden habe. Die Kommission ist nun 
am etzten Montag der Auffassung gewesen, da aiese Denkschrift 

nderungen enthält, daß es ratsam wäre, die Vorlage heute zu 
versbschieden un die Denkschrift der Negierungskommission 
zur Prüfung und Perücksichtigung zu überweisen. 


(Bravo-Rufe ) 


sitzender: Das Wort hst der Abzeoränste Gladel! 
del (Z2.): Meine Herren! Zu liesem Veroränungsentwirf erlaube ich 
mir, noch folgenden Antrag einzubringen: 


"Iaut Jagdverordnung vom 15.77.07 ıst der durch Hasen 
und wilde Kaninchen verursachte Wildschaden nicht ersatz- 
nichtig. Jedoch ist der durch genanntes Wilc verursachte 
chaden besonders sn jungen Übstbaumanlagen sowie Gemüsekul- 
turen ein ganz erheblicher. | 
teresse der Geschädigten und zur Hebung des hei- 
mischen Obst- und Gemüsebaues beantragen wir, daß Ger durch 
asen und wilde Kaninchen verursachte Schaden als ersatz- 
pflichtiger Wildscheden im Jagdgesetz einbeeriffen wird. 


rsitzender: Meine Herren! Sie haben vom Ferm Berichterstatter 

gehört, daß die Vorisge ohne Spezialcebatte verabschiedet 
werden soll. Die Beschlüsse sind in der “ommission eins+immig 
gefaßt. Wir kommen zur Abstinmung. 


£ Wer dafür ist, daß die Vorlage mit den entsprechenden 
ae rungen der Kommission angenomnen wir!, möge die Hand er- 
eben. 


Ich stelle dis einstimmige Annahme fest. 


Desgleichen dar! ich feststellen, daß die Eingabe des Jagd- 
Schutzvereins, die an dis Negiering weitergegeben werden soll, 
sowie 
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sowie der Antrag des Ferm Gladel einstimmig angehommen werden. 


m 


Wir kommen denn zu Funkt 2 der lagesordnung. 


Das Wort hierzu het der Berichterstatter,Abgeordneter Karius ! 


ırius (Z.): Meine Herren! Durch diese Verordnung sollena die Gebüh- 
ren erhöht werden. Die Kesie rung schlug das Doppelte der Gold- 
marksätze vor. Die Xonmission schlägt das Fünffäche vor, um der 
eingetretenen Teuerung Rechnung zu Tragen. Die Komissions- 
beschlüsse lauten entsprechend: 


Der Titel der Verordnung erhält hinter dem Wort: Ver- 
trauensleute " den Zusetz :" sowie der Beisitzer der Nietei- 
nigungsämter". Somit fällt das Jort "und" vor "Vertrauensleute" 
we nn wird in Artikel 1 anstatt das fort "doppelter" das 
Wort "lünffecher" gesetzt, um eine fünffache Erhöhung zu er- 
reichen. femer erhält Artikel ] folgenden Zusatz: 


" Personen, welche im Iohnrerhältnis stehen ‚erhalten 

&ls Entschädigung einen Petrag in der Nindesthöhe ih- 

res entgangenen Arbeitsverdienstes,sofern eine Mrtlich- 
tung der Arbeitgeber zur Entschädigung nicht besteht. ' 


In Artikel 2 wird in der ersten Zeile hinter das Wort "Geschwo- 
„gene eingefügt:" und Beisitzer des Mieteinigungsamtes." Vor 
Geschworene“ wird dementsprechend das Wörtchen "und" ge- 
strichen. In der letzten Zeile des Artike) 2 wird das lort | 
doppelter" üurch das Wort "fünffacher" ersetzt. 


| 
| 


3 Lann ist die Schiedmannsordnung noch in Kraft nit dan 
Sätzen für 25 Piennig2 25 cent. für die erste Seite und 10 
Gent. für die zweite Seite. Ich glaube, das Einverständnis 
des Hauses voraussetzen zu dürfen, wenn wir beantragen,daß 
auch hier des Fünffache genommen wird, indem für die erste 

eite Schreibarbeit anstatt 25 Cent. 1,25 Franken und anstatt 
10 Cent. 50 Cent. genoimen werden. 
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sitzender: Wir können hier sofort zur Abstimmung kommen. Das Wort 
1. hat der Abgeordnete Dr.Sender. 


Sender (S.P.): Meine Herren! Die sogialdemokratische Fraktion ist | 
er Auffassung, deß zu dieser Gebührenorämung für Zeugen und 

Sachverständige sich noch einiges sagen läßt, nicht mur aus 
pekuniären Ricksichten und rient nur deshalb,weil die Gebüh- 
renordnung für Zeugen und Sachvers+ändige vom Jahre 1878 l 
stammt, allerdings durch eine Notverordnung der Regierungs- 
kommission umgeändert worden ist. Im Hahmen des heutigen Kehts- 
Systems,meine Herren, halten wir allerdings den Verordnungs- 


-_ “ 


| 
entwurf an Sich grundsätzlich für notwendig, wenn auch in sei- | 
| 
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nem finanziellen Auswirken für allzu bedürftige. Daß das die 
einstimmige Auffassung wohl des gesamten Lendesrstes ist, hat | 
Ihnen bereits der Serichtersiat+er eben vorgetragen. Und wenn ' 
es noch eines Beweises bedürfte, so könnte ich Sie bekannt |! 
machen mit einer mir eben mitgeteilten Nachricht eines Ge- | 
richts aus dem Saargebiet an einen Nann, der häufig als Schöf- | 
fe oder seschnorener sätig gewesen ist, ‚oder bei den Ausschuß- | 
Sitzungen zur Auswahl der Schöffen und Geschworenen tätig wer. 
2esem Herr sind 0,00 Frenxzen im November ausgezahlt worden | 
für seine Tätigkeit bei der Ausschußsitzung zur Auswehl der | 
chöffen und Meschworenen. Ihın ist das hechnungsent des | 
Saargebietes dahinter gekommen und hat gefunden, daß das eine 
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weitaus üppige Bezahlung sei, und hat dem Mann folgendes durch 
das Bit ro Flande Amtsgericht Schreiben lassen: 


" Nach der aus Veranlassung einer Erinnerung des Fech- 
nungsamtes der Justizverwaltung zu Saarbrücken erfolgten 
senderweiten Festsetzung stehen Ihnen nicht 5,80 Franken, 
sondern nur 3 Franken zu, gegenüber dem ein lagegeld 
nicht zu gewähren war. Sie werden ersucht, den überhobe- 
nen Betrag von 2,80 Franken binnen einer Woche nach 
Empfang der Aufforderung an die Gerichtskasse einzuzah- 
len, andernfalls ohne eine weitere Nahnung die Beitrei- 
bung im Zwangsverfahren erfolgt." 


Ich komme darauf gleich zurück, wenn ich von den Schöffen und 
Geschworenen Ri Denn des ist ein betrübliches Zeichen, 
unserer Zeit, deshalb stehe ich nicht an, zu erklären,daß die 
Verordnung, so wie uns vorgeschlagen, an sich recht dürftig 
in materiellen Dingen oder materiellen Belangen ist. Die Ver- 
ordnung,wie sie uns vorgeschlagen ist, auch sowie in dem Um- 
fange, wie der “andesrat in der Kommissionssitzung sie ein- 
stimmig benennen hat, ist an sich eine schwere Belastung 
des Kechtssuchenden. “ir dürfen bei der Auszahlung der Zeu- 
gengelder, überhaupt bei der Auszahlung von Geldern im Gerichts- 
verfahren nicht vergessen, daß derjenige zu zahlen hat,der _ 
unterliegt. Der Unterlegene zahlt auch die RUE Dur en, min- 
destens im allgemeinen. Eine Ausnahme davon bilden nur die- | 
jenigen Fälle im Strafverfahren, bei demen der Angeklagte bei- 
> sweise sich selbst seine Zeugen laden muß, wenn diese 
eugenladung vom Gericht zurückgewiesen worden ist, nicht. 
Beue Hier! worden ist. Der Staat zahlt also nur ausnahmsweise 
je Zeugengebühren. Deshalb wird nur ausnahmsweise die große 
ffentlichkeit als das steuerzahlende Publikum diese er 
gelder zahlen müssen, nämlich dann, wenn der Staatsanwal 
mit seiner Klage hereingefallen ist oder unterlegen ist. An- 
Sich kann ich diese Gelegenheit nicht vorbeigehen lassen, Ih- 
nen einige grundsätzliche Gedanken der sozialdemokratischen 
ei in Bezug auf diese an sigh sehr sachlich aussehende 
Gebührenordnung für Fangen un achverständige vorzutragen. 
Im heutigen Staate zehlt man Geld,men zahlt Geld, wenn man 
sein Hecht haben will, man zahlt Geld,wenn man wieder gesund 
werden will und man zahlt Geld,wenn man begraben wird. Sein 
cht zu erkämpfen, um dafür zahlen zu müssen, das ist ein 
edanke, der an sich eines Fechtsstaates NIE sein müßte 
für den heutigen Staat, allerdings in seinem heutigen Gewande 
recht pmgten: Aber unsere sozialistische Neltauffassung ent- 
Bei ch einer IRERTELBOR AUF TEBDUDE des heutigen bürgerlichen 
Staates durchaus nicht. Wir verkennen nicht, daß eine Folge 
dieser Gebührenordnung end, bi und vachverständige eine 
große Kostspieligkeit der hech ee nach Sich ziehen wird: 
wir verkennen aber auch nicht,daß das wieder eine Rechtsum- 
ehung und eine hechtlosigkeit derjenigen Bevölkerungsschickt 
edeutet, die sich einen Frozeß nicht leisten können,denn un- 
sere Prozesse sind viel zu er Fa für die große Nasse 
des Volkes. Deshalb stellen sie häufig, wenn der Arme klagt, 
eine erhebliche Belastung des unterlegenen Teiles dar. Es 
dürfte deshalb interessieren, daß wir bei dieser Gelegenheit 
unseren Grundsatz voranstellen, der die Unentgeltlichkeit 
der Rechtspflege und des Hechtsbeistandes fordert. Wir sind- 
uns. darüber klar, welche Einwendungen seit Jahrzehnten gemadht 
worden sind. Ich möchte im Fahmen meines kleinen heutigen 
Referats darauf nicht nicht zurückkommen. Das bedeutet aber 
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wenn wir diese Iomlerung aufstellen der Unentgeltlich- 
der Rechtspflege und des hechtsbeistendes, daß die Zeu- 
| hr a ei eblegen,nicht bezahlt werden sollen. 
s Motto für die Behandlung einer der- 

den Grundsatz auf, daß an sich kein 
Verlust für den wirtschaftlich Schwachen eintreten darf, wenn 
er seiner Staatspflicht,Zeuge sein zu müssen, nachkommt, Auf 
der anderen Seite aber soll die hechtspflege nicht die Grund- 
lage dafür ergeben,daß der Zeuge aus seiner Zeugenpflicht ei- 
ne gewinnbringende Unternehmung gestaltet, denn es handelt 
sich um eine Hechtspflicht, eine Staats flicht, wenn man als 
Zeuge vor Vericht tritt. Diese Gedankengänge ‚meine !lerren,wie- 
wohl wir von Seiten der sozialdemokratischen Fraktion für_de 
vom Herm Berichterstatter vorgeschlagene Abänderung und Er- 
höhung bis zum Fünffachen eintreten werden, dürften doch ei- 
nige Dedenken, weil wir heute im Staat 
se Verordnung vor uns haben, in uns erwecken, ob nicht das 
Fünffache etwas zu hoch gegriffen ist, wenr 
punkte der außerordentlichen Kostspieligkeit der Rechtspflege 
in Betracht zieht. Auf der anderen Seite ist nicht zu verken- 
nen, daß das Zweifache, der jomesbla der 
bei Weitem dürftig ist. Der 3 2 der Gebührenordnung für Zeu- 
en und Sachverständige läßt heute einen Höchstsatz von 20 

ntimes bis 1,50 Franken zu pro Stunde, was bei einem Acht- 
stundentag 8 mal 1,50 = 12.-Franken ausmacht. Es ist mir von 
verschiedenen Seiten, auch von’ vielen Sekretären an den Ge- 
richten genapt worden, daß sie sich manchmal schämen, eine 
derartige “ebühr dem lohnempfänger, der weiteus mehr verdient 
als 12 Franken, auszahlen müssen. Wenn wir also zum Mindesten 
das Dreifache verlangen würden, würde dieses Verlangen abso- 
lut gerechtfertigt sein, weil auf diese Weise der Höchstsatz, 
ich unterstreiche das Wort "Höchstsatz ",8 mal 4,50 = 80.- 
Franken, bedeuten würde, beim Fünffachen bedeutend mehr. Auch 
das Geld, was für »chuhwerk ausgeworfen wird bei auswärtigen 
Terminen- Leute kommen vielfach vom Lande- ist viel zu nied- 
rig lD Gentimes pro Kilometer, es müssen & 50 CGentimes in 
diesem "all eingesetzt sein. Das Gleiche gil& auch für Tages- 
aufwand, für Nachtlogis. Es genügt nicht, was die hegierung 
berechnet. Man müßte sonst dauemd bei Keltermenn oder in 
derartigen Lokalen übernachten,wenn man glaubt, daß des ge- 
nügend sei. Das Gleiche gilt vom Essen,bei dem ebenfalls ein 
winziger Satz gemähr! wird. Wenn wir das Fünffsche nehmen, so 
ist das ein 2. der nicht AaDe ausreichen dürfte, um das 

Ö 


nicht 
keit 
en, wenn sie i 

ir stellen deshalb & 
artiben vebührenoränung 
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teresse und die Freude am enper\.oht zu erwecken. Die 
Tagegelder für die richterlichen Beamten sind außerordentlich 
ne. Die Folge davon ist, daß wir sehr viel auswärtige 
ermine haben. Es liegt auf der Hand, daß die Fechtspflege 
so nicht gefördert wird. Wir würden es begrüßen, wenn der 
ndesrat damit einverstanden wäre, daß wir bei Festsetzung 
der Gebühren der Schöffen und Geschworenen über das Fünffache 
hinausgingen. fir wollen keine Schwierigkeiten machen ‚sondern 
ordern einen anständigen Satz, daß der Lohnengestellte min- 
destens seinen Lohn erhält,damit die Arbeiterschaft am Schöf- 
fensmt mehr teilnimmt, wie es leider bisher der Fall war. Dx 
Arbeiterschaft ist zu einer guten gr Kar Feed 
Der kleine Mann soll eine Verbindung zwischen Richter u 
Bevölkerung darstellen um das Wohl hehe der 


und völkerung 


zu erfahren. Wenn die Arbeiterschaft an der Hechtspflege Freu- 


de haben soll, dann muß ihr “elegenheit gegeben werden, keir 
Verluste zu erleiden,sonst müßten wir befürchten,daß der - 
Goethe-»>atz Anwendung findet: es erben sich Gesetz und Recht 


wie eine ewige Krankheit fort. Wir wünschen, daß unter allen 
Umständen Schöffen und Geschworene mindestens pen x 
erhalten 


leben und weil wir de - 


wenn man diese Gesichts- 


gierungskommission 
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erhalten sollen. Das ist eine Mnstındspflicht seitens der 
Regierung. Ich bitte den Herrn Staatskommissar, diossen 
Gedanksngeng zu verarbeiten, damit die Arbsiterschaft Iust 
und Liebe zur Rechtspflege erhält. 


in diescm Sinne stimmen wır der Kommissionsvorlago 
zu, desgleichen ze zur Schiedmannsordnung, den 
der Herr Kerius angeführt h>t. | 


orsitzender: 
bestanden hat. Nach den Ausführungen des Herrn Dr.Sender 
ist oin Antrag eingsgangen, die Vorlage nochmals in die 
Kommission zurückzuvörweisen. Das ist nach der Geschäfts- 
ordnung zulässig. 
( Zuruf Dr.Sander: "Nain, das möchte ich nicht!" ) 
Es frägt sich, wie das Haus Ihrs Ausführungen auffasst. Ich 
muss, machdcm m.E. sin Antrag 1900, zu diesem Antr>g 
Stellung nohmen lassen. "er will noch dazu sprechen? 


(‚.Zuruf Dr.Sonder: "Ich glaube, Sio haban mich nicht rich- 
| tig verstanden!" ) 


Das Mort hat der Abgsordnets Schmalzer! 
Schmelzer (D.S.V.): Wenn die Sache so ist, daß der Herr Präsident 


aen Herrn Dr.Sender nicht richtig verstanden hat, ziehen wir 
unseren Antrag zurück. 


( Zuruf Reinhard: "Auch wir verzichten dann auf's "Yort!" ) 
orsitzender: ir kormen zur Abstimmung. Die Vorlage ist in der 


Kommission einstimmig angenommen wordsn. Die Abänderungen 
sind Ihnen bekannt. - üör die Vorlage in der vorliegenden 


Komnissionsfassung angenoumen haben will, möge die Hand orhe- 


ben. 
- Ich stells die einstimmigs Annshme fsst! - 


"ir kommen dann zur Vorlage 3 


Versicherung des ausländischen Personals. 


Zu dieser Vorlage hat dor Berichterstatter, Herr 
Ulrich, das Tort. 


Ulrich 


Ich stelle fest, dsB Binstimmigkeit in dsr Kommission 


4a PwZ 





SIYAA9T ayasıyd ©. ZEIT ERENTO H7 


7Vv 








- 10 - 


ich (KıP.): Meine Herren! Durch diese Vorlage sollen die auswärtigen 
Arbeiter sowie Ängestellten aus den deutschen Versicherungen 
 herausgezogen werden. vr ER y 
ie.5. und 7; Kommission hat sich am 4. und 11:!Dezen- 
ber 1924 mit der Vorlage betr. Versicherung des ausländischen 
Personals beschäftigt. Die Kommission stand einstimmig auf, 
em »tandpunkt, die or lage ebzulehnen, erklägt aber, daß die 
egierungSskommission gemäß $ 24 Absatz. 2 des Saarstatuts zu 
ersuchen sei, gemeinsam mit der deutschen Regierung sich nit 
den ausländischen Regierungen in Verbindung zu setzen, um ge- 
mäß ‘ 157 ger R.V,0L 88 2_ des VBERTCHSAUBERBEBETZOS für An- 
gestellte peue Fessung 358) ,und des $_193 des Reichsknspp- 
Schaftsgesetzes, zu entsprechenden Abschlüssen, analog der 
nern Repelungen, zu gelangen, Die Kommission empfiehlt 
daher dem Plenum, die Vorlage abzulehnen. 







rsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskomissar Dr.Hein. 


estskommissar Dr.Heim: Meine Herren! Es handelt sich bei der Vorlage 
um die Schaffung der erforder lichen Naßnahmen zur Vermeidun 
der Bere lyer sioherung. Die Reichsversicherungsordnung sieh 
die Notwendigkeit, die Doppelversicherung bei den verschieden- 
En: BOMBER son Gesetzgebüngen der Länder zu vermeiden vor, 
und het in ihrem $ 157 desgleichen beim Versicherungsgesetz 
für Angestellte den Neg der internationalen Verträge vorgesehen. fi 
Die Kommissionsberatungen haben seinerzeit das Ergebnis gezeigt, 
daß es notwendig ist,genau wie es früher im deutschen Reich | 
bestand, Abkommen mit den anderen staaten zu treffen. Sie hat 
Den RE anbt, dem Vorgehen der Negierungskommission nicht 
eipflichten zu können, weil die Regierungskommission damit 
nur halbe Erfolge herbeiführen wolle. Der Verordnungsentwur f 
sieht snstelle der internationalen Verträge eine Regelung, die 
den gleichen Zweck het, durch die Abänderung der Gesetzgebung 
selbst vor. Die Gründe,die die Hegierungskommission veren- 
laßt haben, diesen Verordnungsentwurf Ihnen zu unterbreiten, 
liegen in der Hauptsache suf dem Gebiete, daß für das Saarge- 
biet der Weg diplomatischer Verhandlungen außerordentlich. 
Bere ie und langsem ist und daß auch in vielen Fällen die 
Gegenseitigkeit mit anderen Staaten nicht verbürgt ist. Nur 
aus diesem Grunde allein hat N ee mn eine 
Notwendigkeit darin gesehen, durch eine Äbänderung der beste- 


h Geset | V 
a a einer 9 Vermeidung der Dop- 


sitzender : Das \iort het der Abgeordnete Kerius! 
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ius (Z.): Meine Herren! Wir haben es hier mit einer Vorlage zu tun, 
die sehr wahrscheinlich in Triererstraße, auf der Bergwerks- 
direktion, fertiggestellt worden ist. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Wenn man die Zusammenhänge seit Jahren kennt, so weiß man, daß | 
sie gerne alle Vorteile herausziehen will, um sich an ihren 14 
Verpflichtungen, ihren leistungen vorbeidrücken zu können. Die, | 
ee beschäftigt etwa 1000 versicherungspflichtige ı 
susländische Angestellte, die nach den im Saargebiet gelten- N 
gen Gesetzen hier versicherungspflichtig sind. Da nun diese I 

ute so lange hier bleiben wollen, wie es ihnen gefällt,und 


| > 
I 





1) 


En 2 


zum Teil ja auch enders Missionen haben, so möchten sie es ver- 
hütet wissen, daß sie Beiträge zahlen, von denen sie evtl.nichts 
beanspruchen könnten. Da hat die Regierungskommission uns_nun 
diese Vorlage unterbreitet, wonach eine Werdinig von Ausländern 
eintreten kann von der Krankenversicherung, von der Unfallver- 
sicherung, von der Knappschafts-und Dal SonEränsssherung, und 
von der Neichsinvalidenversicherung. Es kann eine PDefreilung von 
den 4 Versicherungszweigen eintreten, oder einer dieser Versiche- 
rungszweige. Wir haben uns in der Kommission pflichtgemäß an die 
Rechtslage gehalten. Im Sesrgebiet besteht die deutsche Versiche-. 
zungsgesetzgebung grundsätzlich uneingeschränkt. Diese Gesetz- 
gebung kennt das Frinzip des Versigherungszwanges und der Zwangs- 
versicherung ohne UnterSchied der Nationalität. Vor 
waren über eine Million ausländischer Arbeiter in Deutschlan 
versichert. Es sahsn die Gesetze vor, daß mit den anderen »tsa- 
ten ee er enres er e abgeschlossen wurden, und es heben 
zum Beispiel Italiener in Italien ihre Renten genau so bezogen, 
wie in Deutschland,im Gegenteil noch besser, denn dort weren 
sie ärztlicher Kontrolle entzogen und konnten vielfach Renten 
iuneer beziehen, als das in Deutschland der Fell war. Diese Ab- 
machung bestand auch in Luxemburg und Holland, und besonders 
heute, wo wir die internationale Ärbeitsorganisation haben, wäre 
es ein Leichtes zumal gerade Frankreich dort viel Einfluß hat 
zu entsprechenden Verträgen zu kommen und dafür zu sorgen, da 
die erworbenen Rechte der Ausländer nicht unnötigerweise ver- 
loren gehen. Dann ist die Vorlage auch technisch undurchführber. 
Wenn unsere Sozialabteilung nicht genügend bekennt wäre als nicht 
auf ger Höhe stehend, hätte sie mit dieser Vorlage eigentlich 


den Beweis ihrer Unzulänglichkeit erbracht. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Die Vorlage sieht zum Beispiel vor, daß Befreiung von der Ver- 
sicherung mit rückwir kender, Kraft artolgen kann. Debei weiß je- 
der, der mit der sozialen \esetzgebu ekannt ist, daß zum Bei- 
spiel in der Kranken-und Unfallversicherung es einer Anmeldung 
oder Beitragszahlung nicht bedarf, sondern daß die latsache ei- 
ner versicherungspflichtigen Beschäftigung, und wenn sie nur 
ekunden dauerte, ohne Weiteres zum Bezug voller leistungen be- 
rechtigt. Ich weiß nicht, wie man sich zum Beispiel einen Fall 
denkt, wo jemand auf leistungen Anke meh hat, der 3 Monate rück- 
wirkeni von der Versicherung befreit werden kann. Dann würde ei- 
re solche Versicherung , eine solche Befreiung von der Versiche- 
rung auf Kosten der einheimischen Versicherten gehen. Nehmen wir 
einen Fall an, daß ein Unfallverletzter gegen Krankheit nicht 
versichert ist, dann muß der Arbeitgeber für die ersten 13 Wochen |] 
die volle Krenkenhilfe auf seine Kosten gewähren. Ist jemand ' 
gegen Krankheit, 'aber nicht gegen Unfall versichert, so hat er | 
Spruch auf volles arg Sen Jap für 26 Wochen, wogegen bei ande- | 
ren ein Ersatzanspruch der Krankenkasse gegen die Unfallver- 4 
Sicherung besteht. Das Gleiche trifft bei der knappschaftlichen 
ensionsversicherung zu, wo d&s Aufrechnungsrecht der Knapp- | 
Schaftspension gegen Unfallrenten besteht. Wenn die Satzuhgen ent- 
sprechend bestimmen werden alle Ausländer uneingeschränkt u. > | 
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Schaftliche Bezüge pvekommen können, und nebenbei die volle Un- 
fallentschädigung in ihrem Heimatstaat, wo sie herechtigt sind. 
ann bietet diese Vorlage auch eigentlich eine Gefahr für Ar- 
beitgeber und Mitarbeiter im Betriebe. Die Haftpflichtversiche 
Zune nach dem bicger -iohen Gesetzbuch bei fahrlässiger Körper- 
verletzung oder Körpertötung ist durch die Unfallversicherung 
eingeschränkt, wenn ein 3etriebsunfsall vorliegt. In diesen Fällen 


hat 
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het der Arbeitgeber nur dann zu entschädigen über die Unfall- 
leistungen hinaus, wenn ihm vorsätzliche Handlung nachgewiesen 
werden kann; also Fahrlässigkeit schließt jede Haftpflicht der 
Brei ngeber aus. Auch bei Mitarbeitern würde im Falle eines 
est 


ORTE URRR eine volle Entschädigung auf die Erwerbsfähig-. 


keit infolge des Unfalles nicht eintreten. Es würden rein sach- 
lich gesehen durch die Ausländer, ohne deß sie nach deutschen 
Gesetzen unfallberechtigt sind, eine sehr erhebliche Gefähr- 
dung deutscher Arbeitgeder und Arbeiter eintreten. Eine weitere 
efahr liegt für den Bergbau vor. Be: der Zuziehung der Micum- 

leute aus dem Ruhrgebiet wurde die Frage aufgeworfen, ob nicht 
dagegen eingeschritten werden kann. Es wurde der $ 12 des Saar- 
 statuts BEORROEND, wonach die Bergwerksdirektion berechtigt | 
ist,Arbeiter, die nicht aus den aan? stammen,hereinzuzie- 

- hen. Hierin lieg: eine große Gefahr für den einheimischen Berg- 
mannsstand. Denken Sie sich den Fall, wo durch Massenimport 
Streikbrecher hereingezogen werden, so liegt hier die weitere 
Gefahr ‚daß _ wegen Fehlen ärztlicher Untersuchungen auch an- _ 
steckende Krankheiten Baneeachlappt werden können. Gerade die 
ärztliche Untersuchung kann nicht entbehrt werden. Denn meine 
ich, wäre es zweifellos sehr leicht, daß die Regierungskomnis- 
sion vom $ 24 Abs.2 des Sserstatuts Gebrauch macht und hier 
einen Ausweg durch Rasa en mit der deutschen Regierung 
sucht. Es ict nicht die Schuld der deutschen Regierung, daß es 
so Schwer zu Vereinbarungen mit Anz. egisrungeRcunige Nun kommt. 
Hätte man die deutsche Regierung vor Abfassung des Entwurfes 
gefragt, denn wäre ein Ausweg gefunden worden. 


itzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


mann(S.P.): Meine Eerren! Die Sozieldemokratische Fraktion lehnt 
en Entwurf grundsätzlich ab, da derselbe die festen Gefüge 
der Sozialversicherung lockert und zu nicht unerheblichen Ver- 
lusten der Versicherungsträger führt und dazu der Willkür des 
Arbeitgebers schließlich Tür und Tor geöffnet wird. Der Ent- 
wurf 18%t alle ausländischen Arbeiter versicherungsfrei. Diese 
können im Saar gebiet DaßchAftigt werden, ohne daß sie Ir pPnG 
einer Versicherung angehören. Nenn wirklich ein solches besetz 
notwendig wäre, oder wenn ausländische Arbeiter versicherungs- 
frei sein sellten, denn könnte das doch nur für französische 
beiter zutreffen. Ich kann es deshalb nicht verstehen, wie 
die Regierungskommission dazu übergeht ‚hier sang-und klanglos 
alle ausländischen Arbeiter versicherungsfrei zu lassen. Es 
darauf hingewiesen werden, daß die ing der Regie- 
rungskommission auch nicht stimmt, Sie führt in der Begründung 
an, deß die ausländischen Arbeiter im Durchschnitt in ihrem 
Heimetstaat versichert seien. Wir können das Saargebiet durch- 
sehen wie wir wollen, wir haben eine Unmenge Arbeitskollegen 
die in Lothringen beschäftigt, aber nicht weiter hier im »ear- 
gebie; versichert sind. Nun sagt der Entwurf, wenn die Ver- 
Be erane ae te Frege kommt oder der Arbeits- 
vertrag diesbezügliche Destimmungen vorsieht, dann kann die 
Versic erungsfreiheis gegeben werden. Der Arbeitsvertrag wird 
immer vorsenen, daß eine Versicherungspflicht nicht gegeben 
ist, weil der Arbeitgeber die Beiträge sparen will. Er ist _ 
nämlich einges“;el!+, Beiträge zu speren. Das stellen wir bei 
der Bergwerksdirektion fest. Es kann nicht angehen, daß man 
eine solche Verordnung erläßt,besonders deshalb nicht,da man 
die Zeit zur Abgabe üar Ürklärung 3 Monate bestehen läßt. Nach 
dem deutscher System ist eins Versicherungspflicht gegeben, 
sobald der "“enn beschäftigt ist, &s_wird bei manchen so kommen, 
daß man 3 Nonate wartet und in den letzten Tagen gibt man die 
Erklärung ab, daß man äer Versicherung nicht angehören will, 
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Kommt aber innerhalb dieser Monate etwas vor, dann versichert 
man sich schnell und cie Leidtragenden sind die Versicherungs- 
träger. So kann es nicht gehen,daß man 2350 die Geschichte so 
leicht macht. Ich mıß derauf hinweisen,da® man in Deutschland 
früher die Verträge hatte und deß man heute im Saargebiet den 
 Zustend lassen muB wie er früher bestanden hat und In Deutsch- 
land durchgeführt ist. Wenn Verträge notwendig sind, hat die 
Regierungskommission die Marieheelt in Hülle und Fülle solche 
zu machen und es würde ihr die Gegenseitigkeit garantiert sein, 
Nachdem was die Regierung will, ist keine Gegenseitigkeit ga- 
rantiert. Die Versicäerungsträger des Seargebietes werden die 
Geschädigten sein und die Ausländer würden einen großen Vorteil 
eben. Es kann meiner Auffassung nach nicht angehen,daß man das 
setz in der Weise ändert, sondern wenn etwas notwendig sein 
sollte, denn kann es nur über die Verträge gemacht werden.Durch 
den Entwurf ist den: Arbeitgeber die Möglichkeit gegeben zu jeder 
Tageszeit Ausländer nach hier zu ziehen und zu beschäftigen. 
Es würde sogar einen Anreiz dazu erhalten, weil er keine_Ver- 
Sicherungsbeiträge zu zahlen braucht. Er wird auch ganz leicht 
in der lage sein, wenn etwas vorkommt, aus Polen und anderen 
Ländern leute hereinzuziehen, um als Streikbrecher garde auf- 
marschieren zu lassen, Es würde . soweit kommen können,daß 
die Arbeitgeber viel lieber ausländisches Personal heranziehen, 
weil sie besser dabei wegkommen. | 
Ich erlaube mir derauf hinzuweisen, daß wir auf dem 
Standpunkt stehen, daß nach 3 24 Abs.2 des Versailler Vertrages 
ne skomitia sion die Möglichkeit hat, sich mit der 
deutsc I ERS Lund in Verpindung zu setzen.\Wenn da etwas ge- 
macht werden muß oder gemacht werden ssll, dann soll es über 
den Weg des Vertrages gehen. 


( Zurufe: Sehr richtig !) 


Demit wäre unsere "undsätzliohe Stellunenahme festgelegt. Wir 
erwarten nur, daß die Kap ee diesen Entwurf nicht 


gegen den einstimmigen illen des Landesrates zum Ge- 
setz erhebt. 
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( Bravo- Rufe !) 
Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard. 


teinhard (K.P.): Meine Herren! Es ist eine Selbstverständlichkeit, 
daß wir als Kommunisten eine derartige Vorlage ablehnen müssen. 
‚ir lehnen sie einmal deshalb ab, weil man Arbeiter und Ange- 
stellte mit der Begründung auf eine bestimmte Nationalität 
der bestehenden Versicherung entziehen will. Ferner müssen 
wir die Vorlage aolehnen aus anderen noch weitgehenderen 
Gründen, die darin beruhen, daß die in Frage kommenden Re- 
jerungen bisher sich hartnäckig geweigert haben, eine Rege- 
ung der Versicherungen Frankreichs un Deutschlands, zu dem 
bekanntlich das Saargebiet gehört, herbeizuführen. enn aueh 
die heutigen Versicherungen nicht unseren Fünschen entsprechen, 
denn die Beitragszahlungen und die Leistungen stehen in kei- 
nem Verhältnis zueinander, die Beitragszahlungen sind gegen- 
über den leistungen viel zu hoch, so stehen wir trotzdem auf 
dem Standpunkt, daß eine Versicherung notwendig ist. Eine 
andere Frage ist die Ausbauung dieser Versicherungen. Man | 
hat: zum Beispiel auf Grund des Vertrages von Versailles die | 
Versicherungen in Elsass-Lothringen entsprechend der R.YT.O. | 


aufrecht 
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aufrecht erhalten. Man hat es aber bisher nicht für not- 
Beie befunden, ven den maßgebenden Machthayern, den 
Berechtigten, den Versicherten deutscher Nationalität die 
leichen Renten zu gewähren, wie denjenigen frenzösischer 
ationalität. Jch möchte gerade bei dieser Gelegenheit 
die Regierung auf diese brennende Frage aufmerksam machen. 
Heute werden Tausende saarländischer Bergarbeiter, die. in 
Lothringer gewerblichen Gruben beschäftigt sind, und auf 
Grund der R.V:O., die in Lothringen zu Recht besteht, dort 
versichartssein müssen, mit geringeren Renten abgespeist, 
wie die Versicherten französischer Nationalitat. die Re- 
gierungskommission sollte doch endlich einmal dahingehend 
einwirken, daß dieser schamlose Zustand vesdtigt wird. 
Denn diese in Frage kommenden Versicherten müssen die zlei- 
chen Beiträge, das heißt, die Beiträge in gleicher Höhe zah- 
len, wie die Versicherten französischer Nationalität. Fer- 
ner kann die Resierungskomnission, wenn sie etwas tun will 
zu dem Versicherungswesen, dazu beitragen, daß endlich die 
beiden Regierungen Deutschland und Frankreich sich dazu be- 
ouemen und dafür a daß den Unfallverletzten, den Be- 
rechtigten der Unfal BIP TRROEHNG, denen man unberechtigter- 
weise ihre Renten entzogen hat, diese Renten wieder gewährt 
werden. Alle Zingaben, die unsererseits als Gewerkschaft in 
dieser Frage an den Völkerbund gemacht wurden, an das Ar- 
beitsamt, das für diese Fragen zuständig ist, wurden genau 
so, wie die Eingaben sn die Regierungskommission, mit schö- 
nen Redensarten abgetan. Men verspricht uns schon lange 
die Regelung dieser Frage. “en hier auf Verträge hingewie- 
sen wird, so muss auch darauf hingewiesen werden, daß vor al- 
len Dingen die a er zwischen den lothrin- 
er  Sras pacher !atäese und den BAnELS LEHE IOBSRERE, des 
eargebietes, sowie Gegenseitigkeitsverträge zwischen dem 
Reichsknappschaftsverein und dem Lothringer Knappschaftsver- 
rein wieder abgeschlossen werden. Das ist das, was nach un- 
serer Meinung vor alien Dingen einmal geschaffen werden muss 
und nicht dazu übergehen, wie die Regierung es.hier will, 
einfach Arbeitnehmer aus dem kahmen der Versicherungen heraus- 
zuziehen. :ir ‘erwarten täglich eine Vorlage von der Rezie- 
rungskoumission, die endlich einmal ermöglicht, das gesamte 
Versicherurgswesen auf eine Grundlage zu stellen, das auch 
‚tatsächlich für die Arbeiterschaft und für die Angestellten 
etwas einbringt, daß die Arbeiter und Ängestellten in die 
Lage komnen, von ihren Versicherungen auch Nutzen zu ziehen. 
Heute ist es so, daß ungeheuere Beiträge Bean werden, un- 
geheuere Aufwendungen verlangt werden, während kein Arbeiter 
oder 2. Jerffegghic in der Lage ist, auch wenn er fast nicht 
mehr arbeiten kann, ven seiner Versicherung Gebrauch zu 
machen, weil er mit den ihm zustehenden Renten nicht leben 
L Das ist die Lebensfrage der Versicherungen. Es ist 
überhaupt eine Frage, die vor allen Dingen ven seiten der 
ee betrachtet werden muss. Diese Vorlage, 
wie sie hier uns unterbreitet wurde, lehnen wir mit aller 
sntschiedenheit ab, auch aus dem Grunde weil wir keine Sr- 
leichterungsmöglichkeiten bieten dürfen, die der Bergwerks- 
verwaltung oder irgend einem sonstigen Unternehmen, zum 
Beispiel Herrn Röchling oder einem sonstigen Unternehmer, 
bei einem Kampf zwischen Kapital und Arbeit von Nutzen sein 
würden, und diese Herrschaften vielleicht Kolonnen aus Polen 
oder sonst woher in das Saargebiet hereinbringen würden, ohne 
op wir ihnen irgendwelche Beschwernisse mechen würden. Aus 
allen diesen Gründen lehnen wir die Vorlage an. 


Vorsitzender: 


Er Dh ie Ten Dre TE nenne: er rn ei ee 


Ab 
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Vorsitzender: Das "ort hat der Ab;eordnete Lriv.Vopelius. 


Drsv.Vopelius (D.J.V.): Weine Herren! Wein Herr Vorreüner 
t es sich, wie üblich, zum Schlusse wieder nicht 
ersparen können, auch Röchling mitzunehuen. 


( Lachen ) 


Es wird Sie daher interessieren, wenn ich Jhnen sage 

daß auch die Deutsch-Saarländische-Volkspartei sic den 

*inschen anschließt bezüglich Ablehnung der Vorlage. 

Die Gründe, welche die verschiedenen Herren Vorredner 

dafür ins Feld ern haben, sind im Allgemeinen die- 

selben, die auch meine Fraktion zu der Stellungnahme, 

die sie eingenommen hat, veranlassti Jch möchte aber 

noch hervorheben, daß die Vorlage auch Möglichkeiten ent- 

hält für eine 3elsstung der Arbeitgeber in gewissen Fäl- 
“len, die über das Maß des Erträglichen weit hinausgehen. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Albert. 


Albert (H.u.L.): Jch schließe mich den Vorrednern an und lehne 
die Vorlage auch ab. 


Vorsitzender: Die Vorlage ist somit einstimmig abgelehnt. 


Wir kommen nun zu Punkt 5 und 13 der !sgesopdnung. Das 
Wort hierzu hat der Berichterstatter ‚Herr etz. 


Betz (S.P.): Meine Herren! Zu den beiden Vorlagen ist an und für 
sich nicht viel zy Sagen. Die erstere bezweckt eine kleine 
Verbesserung des Yersorgungsgesetzes insofern, als die 
nach 3 45 des leichsversorgungsgesetzes_festgesetzte Vor- 
aussetz der Bedürftigkeit*für einen Eltemteil auch 
dann gegeben ist, wenn das Einkommen des betreffenden El- 
temteiles statt bisher 60 v.H. = 80 v.H. der Nente eines 

‘Erwerbsunfähigen nicht übersteigt. Diese Anderung soll we 
in feich, so auch im Saargebiet ab 1.August 1924 in Kraft 
. treten. 
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Die zweite Vorlage sieht vor, daß für das Verfah- 
ren vor den de Fa wieder der frühere Kechts- 
zustand der durch die Fersonalabbauverordnung vom 27.Okto- 

ber 1923 durchbrochen worden war, hergestellt wird. 

| Die zuständige Kommission ist sich nun am letzten 
Montag darüber einig geworden, die beiden Vorlagen im In- 
teresse der seerländischen Kriegsopfer heute noch zu ver- 
abschieden, wobei sich jedoch die einzelnen Fraktionen 
noch eine eigene Stellungnahme vorbehalten haben. _ 

Ich gestatte mir daher,namens meiner Fraktion fol- 

sendes dazu auszuführen: 


(Schelle des Vorsitzenden) | 


rsitzender: Ich bin Bebeten worden 
henfolge der 


ten wird. 


3 PwZ 
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‚darauf zu achten, daß die Fei- 
dner,wie es bisher gehandhabt wurde ‚eingehal - 


tz (S.P.) Ich bin damit einverstanden, 


Vorsitzender 








= 16 = 


itzender : Das Wort hat der Abgeorünete Kiefer ! 


»r (2.): Meine Herren! Unter dem Bündel Verordnungsentwürfe,des 
uns die Regierungskommission zur Begutachtung vor legte ,‚befin- 
det sich auch ein Entwurf 


"Zur Abänderung der Verordnung betr. Versorgung der 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinter bliebenen im Saargebiet! 


Dieser Entwurf bezweckt eine Erleichterung des Bezuges der | 
Elternrente. Er bedeutet lediglich die Teilübernahme entsprech- 
ender Bestimmungen der Reichsregierung, die im Sommer vnrigen 
Jahres erlassen wurden. Das wäre an und für sich ganz gut und 
schön. Aber die ®ache hat doch ihre Haken, die unserer Kritik 
bedürfen. So ist im Amtsblatt der Regierungskommission des 

Saar gebietes Nummer 30 vom 30.Oktcber 1924,Seite 436, eine 
Verordnung bekanntgegeben unter Nummer 447-, die genau densel- 
ben Wortlaut zeigt, wie der uns heute zur Begutachtung vorge- 
legte Entwurf. | 


(Zuruf des Staatskommissars Dr.Heim: Der Entwurf ist 
zurückgezogen worden. 





Davon ist mir nichis bekannt. Damit Sie selbst eine Prüfung | 
vornehmen können, will ich die Verordnung in dem angezogenen 
mtsblatt vorlesen, unter Neglassung der Einleitungsworte ‚auf 
die ich nachher noch kurz zu sprechen komme: 


"Artikel 1. Der Artikel.2 der Verordnung betr. die Ver- 
sorgung der a d N jegebinzer Diigbe en 
im Ceargebie‘, vom S0. Juni 1044 Amtsblatt 1994 Ne .312) 
wird Gehin geändert, daß im 3 45 Abs.2 des Gesetzes über 
die Versorgung der Militärpersonen und ihrer Hinterbliebe- 
nen bei Dienstentschädigund (Keichsver sor gungsgesetz 

statt 60 vom Hundert zu setzen ist:80 vom Hundert. 
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Artikel 2. Vorstehende Verordnung tritt rückwirkend vom 
1. August 1924 in kraft. 
_ vaarbrücken, den 24.Oktober 194. 
Im Nanen der Kegierungskommission: 
Der Präsident 





gez. V”.Rault#, Stastsrat. 


"ie Sie sich überzeugen konnten, ist der aus dem Amtsblatt vor- 
Bräegene ‚Wortlaut mit dem des uns “ Liepennen Entwurfes iden- 
isch, Die Verordnung ist schon am 24. Oktober 1924,rückwirkend 
ab 1.August 1924,in Kraft gesetzt, und uns ae man zur heuti- 
Ben Sitzung einen entsprechenden Intwur f zur Begutachtung vor. 

&a werfen sich doch allerlei Fragen auf: Wollte man uns prüfen, 
ob wir auch das Amtsblatt studieren oder will man uns verhöhnen 
oder ist Jie Vorlage eines Entwurfes, dessen lext schon 
längstens nach den Methoden des Herrn Präsidenten der Eegser tage“ 
kommission in Kraft gesetzt ist, ein Beweis für die "Exaktheit", 
mit der in der Regierungskommission gearbeitet wird.? 


( Zurufe: Sehr richtig !) 


De 


. 


— 


Fo} len zugunsten der Regierungskommission das Letztere an- 
nehmen. | 


In den Einleitungswor ten der angezogenen Verordmun 


ee, | 
y | 
| 
u} 
3 | 
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heißt cs u.a. auch, daß die Yerordnung " nach Anhörung der ge- 
wählten Vertreter der Bevölkerung." in Kraft gesetzt werde. 

Das is% 89linde gesagt,ein großer Irrtum ces Nerrn rräsidenten 
bezw.der Regierungskommission.Die gm 24.Oktober 1924 in Kraft 
gesetzte VerorGnung het der "gewählten‘ Vertretung des Saar- 
volkes ‚dem iandesra&t nicht zur Begutachtung vorgelegen. Erst 
heute haben wir einen gleichlautenden Entwurf vorliegen,des- 
sen Begutachtung durch uns aber vollständig zwecklos ist ‚da 
doch zwei. Verordnungen gleichen Wortlautes und Gegenstandes 
nicht erlassen zu werden brauchen. Wenn überall die " Exakt- 
heit" gegeben ist in Regierungsstellen, wie sie dieses heutige 
Beispiel beleuchtet, dann kann man es schon verstehen,daß bei- 
spielsweise die Kriegsbeschädigten so viele Klagen una Be- 
schwerden hanen. | 

_ Uns wäre es lieber gewesen, wenn uns ein Verordmungs- 
entwurf vorgelegt worden wäre, der all die Wünsche und Anträge 
berücksichtigt nätte, die wir am 27.Juni 1924 betr. Versorgurg 
der Kriegsbeschädigter usw. einstimmig der Regierungskommission 
unterbreiteten. Es ist nich* zu verstehen, warum die Anträge, 
welche meistens gleichartigen Bestimmungen des Reichsversor gungs- 
gesetzes entsprechen hier nicht übernommen und durchgeführt 
werden. Es ist ferner unverständlich und im Interesse der 
Kriegsopfer sehr zu bedauern, daß nicht neue verbessernde Er- 
gänzungen, die Gas Reich betr. Versorgungswesen der Kriegs- 
opfer vornimmt, nicht auf deı schnallsten Wege im Saargebiet 
in Kreit gesetzt werden. 

. So ist mit Wirkung ab 1.November 1924 eine Erhöhung 
der Versor gungsgebührnisse um 4 Prozent und ab 16.November 
1924 um weitere 11 Prozent durch Reichsverordnungen vorgenon- 
men worden. Uns ist nichts bekannt geworden, daß diese für die 
Kriegsoprer üyerans a Ergänzungsbestimmungen im Saer- 
gebiet Schon in Kraft gesetzt wären. Wir freuten uns sehr, wenn 
ın solchen Fällen die Negierungskommission dieselbe Fixigkeit 
bekundete, die der Herr Fräsicdent bei verschiedensten Anlässen, 
Be zn reisviel gegen deutsche Bürgermeister, anzuwenden ver- 
Ss e 4 r ; 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Es müßte doch möglich sein, mit der Reichsregierung dehin ei- 
nig zu werden, soiche wichtige Dr BANERDEBV er Jr GnUDBEn Be IeD- 
zeitig drüben und hüben in Kraft zu setzen. Wo ein Wille ist, 
da ist auch immer ein Weg. Wenn die Be nuoner des Reiches 
schon längstens im Genusse der erhöhten Bezüge sind, müssen 
die Krisgsonfer des Saargebıetes noch lange auf schon längst 
Bewilligtes warten. In diesem Zusammenhang wirft sich die 
wichtige frage auf, ob es nicht richtig wäre, die Rentenbeträ- 
ge, die das Xeich in Goidmark zahlt, den Bezugsberechtigten 
im Saargebiet direkt in den betr. Goldmerkbeträgen zu über- 
weisen. Denn kämen die Bszugsberechtigten doch wohl viel frü- 
her in den wenuß der ihnen zustehenden Rentenanteile aus 
Reichsmitteln und die langwierige Umrechnung wäre vermieden. 
Wie uns eine Krieespeschädigtenorganisation mitteilt,weurtet 
noch ein großer Teil der Yriegsrentenbezugsber echtigten-ca. 
ozent- auf dic Umrechnung ihrer Bezüge. Es sollen mr 2 
Beamte, nach den gemachten Angaben, mit der DERBOPMUDE, DASchäf- 
tigt sein, was bei weitem zu wenig ist, falls die Angabe zu- 
trifft. Wenn das Rzich seine Rentenanteile der Regierungskon- 
mission in Goldmark überweist, wäre der einfachste Weg doch 
der, diese Beträge anteilsgemä3 den Bezugsberechtigten im Saar- 


gebiet auch in Goldmark zuzuveisen. Dann wären riele Kriegsopfer | 


nicht vor Weihnachten in der üblen Lege gewesen, in der sie 
Sich so durch die unrersSändliche Verzögerung der Umreohnung 
un 
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und die Nichtzuweisung der vom Reiche ab l.bezw.ab 15.November 
1924 beschlossenen Erüöhungen befanden. 


Nach den Äbmachungen, die zwischen Reich und Regierungs- 


kommission des Seargebietes in Frankfurt und Heidelberg getrof- 
fen wurden, sollen die Kriegsopfer des vaargebietes sich nicht 
schlechter stehen, wie die des übrigen Reiches. Nun unterbrei- 
teten wir schon in der Sitzung vom 27,Juni 1924 der Regierungs- 
kommission Anträge, die eine Gleichstellung zum Ziele hatten. 
Sie blieben bisher unberücksichtigt. Auch neuere Fälle Beigen, 
daß die Regierungskommissirn nicnt voll und ganz den getroffe- 
v2 Abmachungen nacnkommt, Mit einigen Fällen will ich das be- 
egen. 
Nacn_der neuen Fassung des Reichsversorgungsgesetzes 
vom 21. Juni 1923 begannen mit dem 1. Januar 1923 die Fristen 
zu laufen, für alle diejenigen Bestimmungen im Gesetz, die 
neue Versorgungsrechte gewähren. Es handelt sich da um wichtige 
Erleichterungen und Erweiterungen, die in verschiedenen Para- 
gr hen näher umschriebsn sind, wie ein Studium des Gesetzes- 
extes dartut. Die Fristen zur Geltendmechung liefen bis zum 
8l.Dezember 1924. Nun wurde gan 504 oBaver Bor Eunbabn setz in der 
SE Yon =. Sunl 1923 orst mit Wirkung ab 1l.Juli 1924 im, 
Saargebiet in Kraft gesetzt. Auch hier lief die genannte Frist 
nur bis zum 31.Dazember 1924. Die Kriegsopfer des »aargebietes 
verlieren gegenüber ihren Leidensgefährten im Reich ein gan- 
es Jahr zur DE LER SEREUNG 702 Ansprüchen. Es ist daher ein 
ebot der Billigkeit, daß die Fristen bis 31.Dezember 1925 


ausgedehnt werden. Eine entsprechende UpinDeE ZUR des $ 111 
er ‚erordnung vom 5.Juli 1924, Amtsblatt 21/1924 ,ist dringend 
notwendig. 


ch eine Verordnung der Mskierungekommissign Tom 
24 August 1923 wurde angeordnete, daß Renten bis zu SO Prozent 
abgefunden werden können. 


(Zuruf: Im Reichsversorgungsgesetz heißt es 20 Prozent) 


Die Abfindungssumme wurde einem achtzehnfachen Monatsrenten- 
betrag gleichgesetzt,während im übrigen Reich ein Abfindungs- 
betrag re der dem 36 fachen Ionatsbetrag gleich- 
kommt. In Anbetracht der Schädigung, die den Abgefundenen im 
Daargebiet entstanden ist, ist es bıllig, ihnen nachträglich 
den Difierenzbetrag zu yewilligen und beldiest auszuzeh en. 
uch ist keine Gleichstellung der Kriegsrentenbezieher 
im Seergebiet mit denen im übrigen Reich betr. Werbungskosten, 
die bei der Sesteuerung in Anwendung zu bringen ajnd gegeben. 
Ferner nicht betr. Abfindung der, Versor BungSaumär ber und Be- 
amtenscheininhaber. Diese “rage ist im Keich längst geregelt. 
Ein Beamtenschein kann dort gegen eine Akfindung in Höhe von 
2000.-Goldmark eingelöst werden. Hier sind die Ansteilungs- 
undsätze nicht herausgegeben, obschon sie einen Teil des 
eichsversor BRgBRSSEhaRS bedeuten. 

Die Einführung des Schwerbeschädigtengesetzes steht 
noch aus. So sehen wir, daß von einer Gleichstellung der 
Kriegsopfer des Saargebietes mit denen im übrigen Reich noch 
lange nicht die Rede sein kann, | 

ir wundern uns auch, daß der uns vorliegende Entwurf, 
der, genau win die am 24.Oktober 1924 erlassene Verordnung, 
eine Erleichterung Ces Bezuges der Kriegselternrente vorsieht, 
nicht auch die a spestimmung vorsieht, die im Reichs- 
versorgungsblatt Nr.83 (vom 3.November 1924) bekanntgegeben 
ist, wonach die Elterarente weiter zu gewähren ist, auch wenn 
die in > 45 vorgesehene ae ae 7 Pig um nicht mehr als 
10 Prozent überschritten wird. Hätte man diese Reichsver fügung 


zum Reichsversor gungsgesetz in den Entwurf hineingearbeitet, 
gann_ 


— — 
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dann hätte dessen Vorlage wenigstens noch einen Sinn gehabt. 
ine nachträgliche Aue Luek ung, der am 24.0Oktober 1924 erlas- 
senen Verordnung gemäß dieser Reichsverfügung müssen wir ver- 
langen. Es muß je: Grundsatz _ betr. Versorgung der Kriegsbe- 
schadigten und Kriegshinterbliebenen im Seargebiet praktisch 
gelten, daß sie in keiner Hinsicht schlechter gestellt sind 
als ihre Leidensgefänrten im Reich. _ | | | 
Dringen FE auch eine größere lieitherzig- 
keit in der ‚aelegung der Bestimmungen. Senkt Bürokratius 
feiert aber hier A nn Das gilt sawohl bei der. 
Zusatzrente, desgleichen der Ausgleichsrente usw. Einer Witwe 
mit zwei Kindern, die Arbeit aufnimmt, nun des Arbeitsver- 
dienstes die Zusatzrente zu entziehen, muß verbitternd wirken, 
wenn einer Nachbarswitwe, die nicht auf Arbeitsverdienst an- 
ewiesen ist, die Zusatzrente wird. Damit wird der ersteren 
itwe sicher kein Anreiz gegeben, weiter ihrem aufgenommenen 
Berufe nachzukommen. Bitter wird es auch von einem Kriegsbe- 
schädigten empfunden, der trotz großer Erwer bsbeschr änkung 
seinem Berufe nachgehen kenn, etwa als Lehrer oder Beamter, | 
und die Rente ruht, weil das Gehalt die vorgesehene Einkommens- 
grenze errsicht oder überschreitet, und es entsteht ihm ein - N 
oßer Wäsche-und Kleiderverschleiß infolge eines künstlichen 
ines,wofür dann kein Ersatz geboten wird. Hier könnte durch 
eaner 2186 Auslegung der Bestimmungen manche Härte vermieden 
siben. 


Dem vorliegenden Entwurfe betr. Verordnung über das 
Verfahren in Versor ssachen stimmen wir zu, da es sich, 
lediglich d Mernatss einer im Reiche vorgenommenen Ände- 


ediglich um die 
rung.des $ 125 handelt. Nur wäre auch hier zu sagen, daß, wo 
e, 
o 





dis Anderung im Heich schon am 4.August 1924 erfolgte, hier 
die Anderung früher zur Einführung kommen mußte. Hi 

RT Anschließend will ich einige Anträge unterbreiten, 
die wir zur Annahme empfehlen: 


Anträge der Zentrumsfrektion des Lendesrates_ zur 
erordnung betr. Versorgung der Krıegsbeschädigten 
un 2egshinterbliebenen ım vaargebiet. 


Die Antr Bee die in der Plenarsitzung des landesrates vom | F 
27.Juni 1924 gemäß den Forderungen der Kriegsopfer einstimmig | 
vom Landesrat erhoben und yon dor Regierungskomwission beim (4 
Erlasse der oben bezeichneten Verordnung nicht berücksichtigt (4 
wurden, stellen wir heute erneut. Um wes es sich handelt ‚geht E 
p32 den damals unterbreiteten Anträgen und dem Sitzungsbericht 

ervor. ji 


TE TEL ECTIGEETE 


Als besonders dringliche Anträge stellen wir folgende: | 


1.Schnellere Einführung von Änderungen dos R.V.G. 


I 
Änderungen, die vom Reiche betr.R.V.G.getroffen werden, j 

| 4 

| 
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sind unverzüglich im Saargebiet in Kraft zu setzen. So die 
RR FORR BER UNGen, die ab l.bezw.ab 16.November 1924 er- 
olgten. 


Begründung: 


Durch die oft stark verzögerte Inkraftsetzung von ver- E 
bessernden Änderungen, die das Reich betr. R.V.G.vornimmt # 
erleiden die Kriegsrentenbezieher des VeangnBAgtes gr oße Nach- F 
teile. Sie kommen immer sehr verspätet in den Genuß gewährter u _ 


Verbesserungen . Dem muß dadurch &bgeholfen werden,daß drüben 
Br ben Anderungen möglichst gleichzeitig in Kraft gesetzt 
werden. 


2.Schnellere 2 > 


f N 
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2.Schnellere Umrechnung der Ssziee: Ein Teil der Kriegsrenten- 

bezieher wartet heute noch auf die Umrechnung ihrer Bezüge ‚wie 

sie durch die am 5: Juli 1924 in Kraft gesetzte "Verordnung 

Be fer Bor gung der Kriegsbeschädigten usw." geregelt sind. 
elle 


Um eine schn ea zu erzielen, ist eine Vermehrung 
des Fersonals geboten, da 


3.Beamtenschein und Anstellungsgrundsätze;: 
Zu $ 33 sind baldıgst Ar Grundsätze für die Anstel- 


S 
Jung von Beamtenscheininhaber und die Abfindungsbestimmungen 
zu erlassen. 


s die Umrechnung vornimmt. 


Begründung _: 


....Düurch die HAgIHE S pe Bine dieser Frage im Saargebiet 
Zn bisher den betr. Anwärtern große Nachteile erstanden. Im 
eichv wird ein Beamtenschein, sofern ein Jnhaber nicht ins 
Beamtenverhältnis erhoben werden kann, gegen eine Abfindung, 
in Höhe von 2000.-Goldmark abgelöst. Dieselbe Regelung wie im 
Reich ist hier dringend notwendig, damit weitere Nachteile ver- 
mieden bleiben. 


4, Elternrente; 

ie am 24.Oktober 1924(Amtsblatt 30/1924) erlassene 
Verordnung betr. Anderung des Nr .447) ist durch die 
s timmungen zu ergänzsn, die imR.V.Bl.33/1924 unter Nr.s91 
bekanntgegeben sine. 


Begründung: 


Die Bedürftigkeit der Kriegseltern macht es zur zwing- 


enden Pflicht, daß die in der angezogenen For fügung vorgesehe- 
nen Erleichterungen betr.Einkommensgrenze auch Im Saargebiet 
Schnellstens eingeführt werden. 


2. Abfindung: 5 una 

— In $ 104,Abs.I, sechste Zeile ist "das achtzehnfache" 
durch das_" sechsunddreißigfache" zu ersetzen. Desgleichen in 

Abs.2,vorletzte Zeile " um ein ÄAchtzehntel " durch " um ein 
echsunädreißigstel." Hinzuzusetzen ist dem Abs.2:" Den bis 

zum Erlaß dieser U° PAREUBBEN ErOr dmang Abgefundenen wird der 

Differenzbetrag nachgezahlt. ' 


Begründung: 


Im R.V.G. ist zur Abfindung der sechsunddreißigfache 
Nonstsbetrag vorgeschen. In SaBEnanier wurde nur der achtzehn- 
fache Monatsbetrag festgesetzt. Dgeraus ergab sich eine Schädi- 
gung für diejenigen, die sich im Ssargebiet abfinden ließen. 

s ist ein Gebot der Billigkeit, daß eine Gleichstellung mit 
dem Reiche erfolgt und den bis zum Erlaß der a 
nung Abgefundenen entsprechend dem Antrag, der Differenzbetrag 
nachgezahlt wird. | 


6. Fristver länger ung; 
Fat. ER 5 IIl,Abs.1, betr. Fristenverlängerung sind den 
sasrländischen Krisgsbeschädigten nach Veröffentlichung der 


Verordnung betr. Versorgung der Fan end und Kriegs- 
hinterbliebenen im Saargebiet vom 5.7.1924 dieselben Fristen 
einzuräumen, wie sie den Kriegsbeschädigten im Reiche auf das 
R.V,G. gewährt sind. r 
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Begründung: 


Es entspricht der Billigkeit,daß den Kriegsbeschädigten 
im Saargebiet zur Geltendmachung ihrer Versorgungsansprücdhe 
dieselben Fristen wie im Reiche eingeräumt werden. 


Einführung des Schwer beschädistengesetzesi:. RUHR: 
Dieses Reichsgesetz gilt als ein wichtiger Teil der__ 
Banzen Versorgungsmaßnahmen betr.Kriegsbeschädigte, Seine Ein- 
Führung wird gemaß dem zu en handen Grundsutze, daß im Saarge- 
biet die, Versorgungsberechtigten nicht schlechter gestellt sein 
sollen als die im übrigen Reich,erneut gefordert. 


ender: Dass Wort hat der Abgeordnete Betz ! Ä 


„P.): Meine Herren! Zunächst hätte ich es für angebracht gefun- 
den, wenn seitens der Regierungskommission aych ‚der zuständige 
Fachreferent hier erschienen wäre ;zumal das Gebiet der Versor- 
g der Ar iegso fer _ dem saarländischen Mitglied der Regierungs- 

ommission ob jekt. Es wäre dadurch ungLänh ewesen,daß eine 
ganze Menge Fragen, die Herr Kiefer aufgeworfen hat, und die 
nach meinem Dafürhalten,soviel ich persönlich weiß,sofort hät- 
ten beantwortet werden können, eine Aufklärung hätten finden 
können, was jetzt leider nicht möglich ist. 

Meine Herren! Wenn wir auch seit Bestehen des Landesra- 
tes immer wieder erfahren mußten, def? die Regierungskommissian 
die Gutachten des lIandesrates fast immer ‚abgesehen von einzel- 
nen Dingen,wo es sich um belanglosere Pat Sapen handelte ,igno- 
en meistens des Gegenteil von dem getan hat, 
was der Landesrat,der gesamte Landesrat am 27.Juni vergangenen 
Jahres in der gugringenkei der Versorgung der saarländischen 
Kriegsopfer beschlossen het. 


(Zuruf Dr. Sender: Sie- kenn nicht anders! ) 


Das umsomehr ‚als ja zur Versorgung der a die lasten 
aus dem Reichsversorgungs esetze zu Dreiviertel vom Deutschen | 
Reiche, und mur zu einem Viertel aus Mitteln des Saargebietes | 
getragen werden. Wir geben auch zu,daß unser damaliges Autachten, 
soweit es direkte Gesetzesänderungen forderte, wohl nur im Wege 
einer Vereinbarung mit der Reichsregierung möglich sein wird, 
weil die Reichsregierung ebenfalls, wie ich eben betont habe, 
einen Teil der lasten, und zwar den größten Teil der lesten 
zu tragen hat. Äber die Vorschläge, die wir damals einstimmig 
emiben haben,soweit sie keine direkten \Gesetzesänderungen 
ezweckten,hätten nach meinem MEER Wen sofort und ohne Wei- 
teres und ohne Bedenken seitens der Kegierungskommission Ver- 
wirklichung finden müssen, Das gilt insbesondere für den de- 
mals einstimmig gefaßten Beschluß,aus Mitteln des Saargebietes 
den _Versorgungsberechtigten eine Zulage in Höhe von 50 vom 
Hundert ihrer Versorgungsgebührnisse zu zahlen. Men hat nicht 
einmal den guten Willen gezeigt, hier in etwa diesem Wunsche 
des Landesrates Rechnung zu tragen. Nan hat nichts in dieser 
insicht getan. Wir erblicken darin nur eine erhebliche Schmä- 
lerung der berechtigten Ansprüche der saarländischen DRaRES- 
opfer, sondern vor allen Dingen auch eine unerhörte Verhöh- 
nung des landesrates insbesondere in einer Angelegenheit ‚die 
absolut keinen politischen Anstrich hat,sondern eine Angelegen- 
heit ist, ige doch so selbstverständlich ist, daß man da einer 
besonderen Begründung eigentlich gar nicht mehr bedurft hätte. 
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(Zuruf Dr.Sender: Sehr richtig !) 4 


Im übrigen erklären wir auch heute HISdRE an ng? age 
achten festhalten. 


Hinsichtlich 


am 27. Juni vergangenen Jahres gefaßten 





ee; 
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Hinsichtlich der Veraur Eungagese sebung fordern wir auch heute 
noch die Streichung ces 3 esetzes, der bekanntlich die 
Ausgleichszulage Törsieht ‚ebenfalls, die Gewährung der Kltern- 
rente ‚unabhängig von der age der Bedürftigkeit: und de 

seiti der Ruhensvorschriften,insbesondere aber die seitj- 
gung des 9 62 des Gesetzes. Eine überaus wichtige Angelegenheit 
auf Hesdi | Gebiete ist die von meinem Vorredner ‚dem Herrn Abge- 


ordneten Kiefer bereits betonte endliche Herausgabe der Anstel- 


lungsgrunäsätze für die Jahaber des Beemtenscheines. Es ist 
Schon cerauf hin tz “worden. daß die Reichsregierung auf- 
grunä des Srmächtigungsgesetzes eine Verordnung erlassen hat, 
wonach sie den Inhabern von „peanbonschendän ©; ne Abfindung von 
Goldmsrk gegen Verzicht leistung auf auf Sutenschein zu- 
erkannt hat. Diese APRLBSpIE Ton, # eek kann aber_im 
Ssargebiet noch nicht zur Auszahlung gelangen, weil die Regie- 
rungskommission diese Anstellungsgrundsätze noch nicht heraus- 
gegeben hat. Pu: Anträ e cieser Art werden zurzeit vom Versor- 
Bet ante in Trier bearbeitet, und das Versor gungsamt in Trier 
at Be un solcher Anträge aus dem waargebiet sich an die 
Reich sregierung gewendt, WOFaN, der Reichsarbeitsminister ent- 
schieden hat,daß, solange die R EB unE die Te LEERE SE 
sätze zum Beamtenschein noch nicht erlassen habe und sg. 8 
nicht anstelle des vorläufigen Ausweises anstelle des Beam 5 
scheines, der bis jetz! verließen wird, der wirkliche Beanten- 
schein ert teilt wird. die erwähnte Abfindung von 2000 Goldmark 
leider noch nicht zur _Auszah'ung kommen könne. Es ist bedauer- 
lich. denn die Dinge liegen so, dad eine ganze Anzahl von 
Schwer krieg esbeschädigten,die Inhaber des Besmtenscheines sind, 
noch nicht in der Lege gewesen sind, im Saargebiet eine Än- 
stellung zu finden,wıe Sie innen _ aufgrund des Beamtenscheines 
eigentlich möglich sein solite,. Für diese käme die Abfindung 
in a 
\ußerden gestatte ich mir noch einmal die Anregung zu 
geben, \ fer. Lügungen des Aransarbeits sministers,insbesondere sol- 
che, die eine Verbesserung er Vers orgung betreffen,etwas 
Schneller im Sasr rgeb:.e1 Kiriünrung zu bringen. ie von 
Herrn Kiefer erwähnts ®: höhung von A bis 15 % ist in Kraft ge- 


I 
y 
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setzt werden und. zwer durch SEE HENR vom 29.12. 1924. Diese 
Verfügung wurde im Reich 
zwei :Wonaten. Wenn auch der 
die Beträge von, 223tpenkt der Inkra? ne im Reich gewährt 
werden, 1st es cogk unangenehm, 3 C3 e 
müssen, Jena ce esse veröffe: 

fort und decurch &rhälten (ie 
Leute kommen dann zu en Mer soraunen. een ler 
esagt wer \ie n mab ‚daß die 102 ZUSERBOR wohl bekannt aber von der 
egierungsksmmissict noch nicht eingeführt sing. Es wäre zach 
meinem Da fürbalsen niouts leichter als solche Verfügungen nach 
ganz zurzer Zeit im Saargebie* einzuführen. 

Soblledlich erLaub? ch mir noch dareuf hinzuweisen, 
daR in den -Kreısan- der ver Rn re gten der Wunsch he- 
Stent, daß der monatliche 'sstgugetzende Malt iplikstor für die 
Um echnune der Golänarkrente ın ‚renken durch B 
yeröftentlicht wird,dJenit söntl: ‚che Rentenempfänger in der 
age sind, ihre Gehührnisse selbst avszurechnen. Nir hatten 
im Juli vorigen Jahres intr&äge gest elit, die von Herrn Kiefer 
wiederholt wirden sind. such von den Auträgen.die der Einheits- 
verband der Nrjegsconder Sem Landesrat zugestellt het,het Herr 
Kiefer einen "ail värlasern, ich kann mir ersparen, auf diese 

wäge ainzugehen unc eriläes namens der sozialdemokretischen 
Prakıion, deR wir Hengelben masgpe Zustimmung erteilen und daß 
die Ragierungskomm'ssion Ziss2 berücksichtigen möge. 


bober erlassen, also vor 
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gender: Das liort het der Herr Siaatskommissar Dr.Heim! 


konmisser Dr.Heim: Der Herr Abgeordnete Betz hat die Feststellung 
gemacht, daß kein lachreferent der itegierung anwesend ist. IR n- 
gegenüber muß ich feststellen, daß trotz der am Nontag statt- 
eTundenen Zusammenkunft der "raktionsvorsitzenden kein Ver- 
reter den Wunsch geäußert hat, einen Fachreferenten zuzuziehen. 


Ich hätte mich gefreut, dem Wunsche Kechnung tragen zu könnn. 


zender:: Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


rd (K.P. ): Meine Herren! Ich habe im Voraus zu bemerken, daß die 
ntschuldigungen des Herrn Vertreters gez Heßierung nach meiner 
Auffassung nicht angebracht sind, da es doch selbstverständlich 

ist, wenn eine derart a Vorlage hier beraten wird,daß 

die Regierung dafür sorgt,daß ein Fachreferent für diese Vor- 
lage anwesend ist. 


(Zuruf Hoffmenn: Sehr gut !) 
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Zur Sache selbst. In der Frage der Anträge wäre ;@ nicht mehr 
viel zu sagen, weil schon mein Vorredner ‚der Vertreter der _ 
S.P.D. auf die Eingaben des "inheitsverbäandes hingewiesen hat, | 
Es ist _selbstverständlich, daß wir als kommunistische Fraktion N 
diese Eingaben des Einheıtsverbandes voll und ganz unterstützen. f 
Wir erklären auch im Voraus, daß wir mur unter der Voraussetzurg | 
oeß diese Eingaben endlich berücksichtigt .. und Gesetz 

werden, der Vorlage unsere Zustimmung geben. was die rückwir- I 
kende Kraft anlanzt erstens -inmal die Verschleppung und Bear- | 
beitung der Renteneöngelsgenheiten, so ist dezu zu sagen,daß 
nach meiner Auffassung viel zu der Verschleppung beiträgt die | 
unendliche Umrechnung der Goldmark zum Franken. Die Kriegsopfer | 
sind in der ıege. imr \sld selbst umzurechnen. Es wäre deshälb 
einfacher, wenr gieses Celä ohne Weiteres in deutscher Währung 
an die Äriersopfer ausgezahlt würde. 


(Zuruf Dr.Röchling: Sehr richtig !) i 


Nun kommt die andere Frage betr. der Bewilligung der 50 Prozent, 4 
ie seinerzeit einstimmig 9eschlossen wurde Barch das Haus. F 
ch habe in einer der vergangenen Sitzungen Schon einmal die F 

Anfrage gerichtet,speziell an die Fraktion der Zentrumspartei, 

sie möge Coch eizımal auf den Eerrn Krßmann einwirken,der doch 
er prominente Vertreter dieser Partei ist, und der auch die 

Abteilung Volkswohlfahrt in der Regierung vertritt,deß er ein- 

‚mal dem Hause bekannt gibt, woran es eigentlich liegt,daß die- 

ser einstimmige Beschluß üss landesretes nicht zum Gesetz er- 

hoben wird. Ob es Jeran liegt, daß der Wille der Regierung 
insgesamt degegen ist, oder on mur ein Teil der Mitglieder 
sicn dagegen stellt. Wir heben damals bei 3egründung dieses | 

Antrages erklärt. daß wir uns gerne bereit erklären,mindestens | 

die nötigen Nittel zu bewilligen,aber nicht zu bewilligen aus 

den Knochen der Arbeiterklasse, sondern daß die übrigen be- 

sitzenden Kıassen endlich einmal auch zur Steuerzahlung heran- 

en werden, um die Opfer des Krieges.die ihre Haut zu Nark- 
A .. 7. Fam 

e getragen hahen, gerads für die besitzenden Klassen,auch 

anständig zu untersvsützen. Es ıst nicht unbillig,wenn man ver- 

langt,daß ins Senrgebiet als solches besondere 50 Prozent als 

Zulage für. die Opfer des Krieges aufbringen soll. Es wäre 

interessant für uns, als Vertreter der Arbeiterklasse, zu 
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hören, inwieweit die Stellungnahme der einzelnen Mitglieder der 


Besierung zu diesem Äntrage ist. Die u könnten sich 
dann auch in dieser rage endlich einmal klar werden, woran es 
eigentlich liegt, daß diese Wünsche und Beschlüsse des Hauses 
nicht berücksichtigs werde. - . # 

Und nun noch zu der a der Übernehmung der Verord- 
nungen uxd der Umänderungen zu 


ein halbes Jahr dauert,bis die Versor gungsabteilung der Regie- 
rungskommission dazu übergeht und diese Verordnungen auch im 


rer Zustand. Gerade dedurch ist es oft vorgekommen, daß die 
Opfer des Krieges immer wieder in ihren Ansprüchen geschädigt 
wurden. Zum Beispiel die Einführung der Ikenten und erhöhten 
Renten, die ab 1.März 1928 im Reich eingeführt wurden,hat über 
ein halbes H Jahr geäsuert,bis sie im Saargebiet Gesetzeskraft 
erhielt, und sind bis heute noch nicht vollständig zur Auszah- 
lung gelangt. Mein Herr Vorredner hat erklärt,oder war es der 
Herr Kiefer, daß. noch zirka 40 Prozent immer noch auf ihre 


Renten warten. Mir ist auf ein diesbezügliches Schreiben meiner - 


seits von der Versorgungsabteilung mitgeteilt worden, daß in 
diesem Monat snagultie je fragmerledigt werden. In Zukunft 
ıB Wert darauf gelegt v 
hingeschleppt werden,weil gerade ein großer 
Be aagend dieses Geld benötigt,um existieren zu können. Ferner 
muß bei dieser Gelegenheit auf den Antrag hingewiesen werden, 
der noch nechträglich vom Einneitsver eingegangen ist,in- 
dem darauf hingewiesen wird, daß bei der Berechnung der ausge- 
zahlten Vorschüsse, indem evtl. die ee ce en 
mehr bekommen haben, wie ihnen nach der endgültigen chnung 
zusteht,diese Mehrzahlung nicht mehr abgehalten bekommen. Die- 
ser Antrag ist insofern berechtigt,als durch das lange Hinaus- 
Bahleppen der Auszahlung der erhöhten Renten die Ar dagso fer 
es vaargebietes gerade in dieser Frage schwer geschä igt 
Wir wünschen, daß die Regierungskommission endlich die Anträge 
der Kriegsopfer ‚selbst die durch den Einheitsver band einge- 
reicht sind, beherzigt. Und wir verlangen auch Auf- 
schluß in der nächsten Sitzung darüber, wceran es eigentlich 
liegt, daß die Bewilligung der 50 Prozent aus laadesmitteln 
bisher nicht durchgeführt worden ist. | 


tzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Köchling ! 


chling (DSV): eine Herren! Wir stimmen der Vorlage zu, sind a 
aber auch der Meinung, daß dringend erforderlich ist, daß die 
oldmarkrenten ausgezahlt werden. Es liegt kein Grund vor, daß 
as Geld drüben in Goldmark ausgezahlt wird und hier nicht. &- 
eschieht dies,dann wird eine Nesserstellung der Kriegsopfer 
möglich sein. Äuf der anderen Seite muß ich sagen,daß die Auf- 


assung doch wohl berechtigt ist, daß diejenigen Fenten, die im 


ich garen} werden,ausreichend sind, wenn sie nur rasch hier 
zur Geltung kommen. 


(Durch die Störung am Licht tritt eine Pause ein. 
Es ist dringend erwünscht, daß die Goldmarkrenten,wie sie im 
ich jetzt gezahlt werden, an die a ee ten hier 
weitergeleitet werden, damit die Kriegsopfer möglichst rasch 
in den Besitz des Veldes gelangen. | 


tzender: Das Wort hat der Abgeordnete Albert! 


Albert 


en Versor gungsgesetzem im Reich. 
Ich habe easges Es ii daß es manchmal nicht zwei Monate ‚sondern 


Baar gebiet zur Gesetzeskraft erhebt. Das ist gewiß ein ungeheu- 


werden, daß solche Saphen EN 30 lange 
eil der Kriegsopfer 


sind. 
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t (H.u.L.): Auch ich schließe mich den Ausführungen der übrigen 


arteien an. 
tgender: Wir stimmen dann ab über die Vorlage 5 betr. 


Versor£ung der Krieesbeschädisten und Kriegshinter- 
bliebenen ım SORTIERT 


Diese Verordnung besteht aus einem Artikel. fer für den Beschuß 


der Kommission ist, wolle die Hand erheben. 
„Ich stelle die einstimmige Annahme fest.- 
Die Vorlage zu Punkt 13 betr. 


Verfahren in Versorgungssächen 


gilt, wenn sich kein liiderspruch erhebt, als einstimmig ange- 
nommen. 


Der Punkt 6 betr. 


Abänderung des $ 1285 der Versicherungsordnun 


kann auch noch rasch erledigt werden. Berichterstatter ist 
Herr Kerius ! 


us (Z.): Ich kann mich kurz fassen. Es sollen die Sätze von 50 
auf 500 für Invalidenrente und von 25 auf 250 für Naisenrente 
erhöht werden. Also jetzt beträgt die heichsinvalidenrente 
50 Franken. Die hegierungskommission will diese erhöhen auf 
100 Franken. Wir beantragen statt 50 = 250 zu setzen, also 
das Fünffache und für die Naisen statt 25 = 125. Wir bitten, 
die Vorlage entsprechend anzunehmen. 


sitzender: "ir bringen die Anträge einzeln zur Abstimmung. _ 
er für den Antrag ist, wie ihn die Kommission in ihrer lNehr- 
> eapenonnen hat, wolle die Hand erheben. - Die Mehrheit 
ıst dafür. 


Dann stellt ein MeR.ınd der sozialdemokratischen Frak- 

tion den Antrag, statt 100 = 500 und statt 50 = 250 Franken 

zu setzen. Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben. 
- Dafür stimmen Kommunisten und Sozialdemokraten.- 


‘ DieZentrumsfraktion ist dafür, die Sätze auf das Fünf- 
fache zu erhöhen. er dafür ist, möge die: Hand erheben. 


- Defür ist die Mehrheit - 


Demit wären die 6 Vorlagen erledigt. \ienn die Beleuchtung der- 


art anhält, wie augenblicklich, könnte man schließlich noch 
weiter tagen. Aber ich muß, nachdem der Vertagungsantrag ge- 
stellt ist, darüber abstimmen lassen. 


Das Wort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 
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helzer : Herr Staatskommissar, ich beziehe mich auf den unwürdi - 
gen Zustand re Fin > emeut bei der Fegierungskommission an, 
wann bekommt der Landesrat ein eigenes Tagungslokel mit allen, 


was dazu gehört, auch mit Licht, anständiger Heizung usw?. 


Können Sie, Herr Staatskommissar, die Frage beantworten? 
atskommissar Dr.Heim: Die Verhandlungen schweben LE und das 
Hochbauamt ist zurzeit mit dem Abschlusse des Nietvertrages 
bezüglich der Übernahme des ehemaligen Gustedtschen Hauses 

in der Kisenbahnstraße beschäftigt. Der Abschluß ist bis jetzt 
leider noch nicht erfolgt. 


melzer (DSV): Das ist keine positive Antwort, die Sie hier geben. 


otskommissar Dr.Heim: Ich werde aber dem !iunsche der Herren 


nachkommen und mich dafür einsetzen, daß die Verhandlungen 
beschleunigt werden. 


melzer(DSV): Also zusamm"assend,der Antrag schwebt und die fe- 


gierungskommission ist bemüht. 


sitzender: Ich darf bekennt machen, daß die l.und 5. Kommission 


a ttee um 1/2 10 Uhr zusammentritt zwecks Beratung der 
Vorlagen betr. Verkehr mit Waren, die in Frankreich und im 
Saargebiet einer Kontrolle unterliegen und Abänderung des Ta- 
rifs der indirekten Steuem. 


Die 5. und 7. Kommission tritt am Dienstag zusammen. 
Hierzu erfolgt noch schriftliche Einladung. 


Zu.den 10 Punkten der Tagssorimng, die heute an die 
Kommissionen überwiesen werden sollen, hat der Abgeordnete 
Kiefer ums ort gebeten. 

Das Wort hat der Abgeordnete Kiefer. 


fer (2,]: Ich bitte, die vorliegenden Verordnungsentwürfe wie 


folgt an die Kommissionen zu verweisen: 
Die Vorlage zu Punkt , 4673, U g Kommission 
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Im Anschluß hier ap habe ich Zolgenge kurze Erklärung abzugeken, 
die sich mit den Verhältnissen im Saargebiet befaßt. 


ERKLÄRUNG 


nn nn 
u u u u T—— 


Zentrunsfraktion des Landesrates 


zur Notlage der breiten Volksschichten im Saargebiet. 


| Dan Beier inenkenninnion des Saargebietes hat entgegen 
dem Willen der Devölkerung und ihrer gewählten Volksvertretung 
den französischen Franken als Ahnen gesetzliche Währung im 
Saargebiet eingeführt. Dieses_keld ist kein stabiles Zahlungs- 
mittel, wie seine erhebliche Entwertung in den letzten Jahren 
zeigt. Die Entwertung brachte eine Verminderung des Realwertes 
der Löhne, der Renten und der Gehälter einerseits, andererseits 
eine nominelle Steigerung der Preise, Da die Löhne der Arbeiter- 
schaft, die Bezüge aller Rentenempfänger aus der Sozialver- 
Sicherung sowie auch die Gehälter, insbesondere der unteren 
Beamtengruppen, nicht entsprechend aufgebessert wurden, herrscht 
in breitesten Volksschi echten bitterste Not. Angesichts dieser 
Entwicklung ist es die TE ugenae te Pflicht der Negierungskon- 
mission, sich um die baldige hebung der Notlage praktisch 
zu bemühen. Schon der Caritasverband Saarbrücken und die katho- 
lische Geistlichkeit des »aargebietes haben sich zwecks baldi- 
er Behebung der großen Notlage in dringlichen Eingaben an die 
egierungskommission gewandt. Diese Kreise gelten als einwand- 
freie Zeugen, da Sie durch ihre täglichen Br fahr ungen die 
Schlimme notlage kennen lernten, unter der breiteste Volks- 
schichten seit langem zu leiden haben, Sie verlangten eine bal- 
dige Aufbesserung der Löhne der Arbeiterschaft, der Rentenbe- 
zu e der verschiedenen Zweige der »ozialversic Erle A der 
ehälter der unteren Beamtengruppen, womit sie die Forderungen 
der Ärbeiterorganisationen unterstützten. Die Regierungskomnis- 
sion wurde dringend gebeten, ihrerseits hierin mit gutem Bei- 
spiel vorzugehen und entsprechend insbesondere auf die franzö- 
sische Bergwerksdirektion einzuwirken. 


ur ie BE JERERR Span rg Ben u his ae 
wegung. Vor allem die Bergleute,die mit ihren Familienangehö- 
rigen ein Drittei des vaarvolkes umfassen. Ihre niedrige 
Lohngestaltung hat nicht nur die Bergmannsfamilien in Not ge- 
stürzt, sondern gereicht auch zur empfindlichen Schädi 
gerade der kleinen Gewerbetreibenden. Schon seit November 1924 
stehen die Bergleute in einer Minbawerung, die bisher infolge 
des ablehnenden Verhaltens der Bergwerksdirektion ergebmislos 
verlief. Die Bergarbeitererganisationen sahen sich nun gezwungen, 
zum 15.Januar 1925 Gen Iohntarif zu kündigen. Damit ist im 
aarbergbau dieselbe Lage geschaffen, wie un Pe 1923,wo es zu 
dem die Saarwirtschaft so überaus schädigenden 100 tägigen 
treik kam. Sofern die Bergwerksdirektion wiederum unnachgiebig 
bleiben sollte und die Regierungskommission hierzu nichts unter- 
nimmt, steht auch diesmal ein offener DAR SSQDerteRAnp! zu be- 
fürchten. \ıas das für das Saarvolk und die Ssarwirtschaft be- 
deutet, bedarf keiner näheren Erläuterung. Angesichts dieser 
age, wie insbesondere auch der Notlage in den genannten Volks- 
Schichten, ersuchen wir die Regierungskommission dringend, 


ihrerseits 
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ihrerseits die Löhne der in öffentlichen Betrieben, die ihr 
unterstellt sind, beschäftigten Arbeiter sowie die Leistungen 
der Sozialversicherungszweige und unzulängliche Beamtengehäl- 
ter zeitgemäß zu erhöhen. Nebendem ersuchen wir sie, ihren 

oßen Einfluß bei der Bergwerksdirektion geltend zu machen, 
amit diese paldigst Verliandlungen mit den Bergarheiterorgani- 
sationen &nberaumt und die Forderungen der Bergleute erfüllt. 
So kann der Not gesteuert werden, die zu einer beklagenswerten 
Verschuldung weitester Arbeiterkreise geführt hat-_und ein ver- 
hängnisvoller Wirtschaftskampf vermieden bleiben. Schnelles 
Handeln ist dringend geboten, 


FL Bravo- Rufe ! ) 
ender: Das Wort hat der Abgeordnete Brettar! 


(S.P.): Meine Herren! Wir haben uns schon Anei Mal veranlaßt 
esehen, hier an dieser »telle gegen die Haltung der Regierungs- 
ommissıon in der Frage der Entlöhnung der Staatsarbeiter und 

besonders cer Eisenbahner Stellung zu nehmen. Die Regierungs- 

kommission hat trotz alledem bis heute ins dieser Frage so gut 
wie garnichts len Sie scheint entschlossen zu sein, es bis 
zum Außersten Kommen zu lassen, und geräde dieser Standpunkt 

der Regierungskommission gibt uns erneut Veranlassung,am heu- 

tigen "age wieder hierzu Stellung zu nehmen. Was die Regierungs- 

kommission im verflossenen .Jahre getan hat, war, wie ich vor- K 

her schon betont habe, tr®tz der bescheidenen Forderung so gut } 

wie garnichts. Ihre ganzen Bewilligungen bis jetzt waren keine 
ee Lohnerhöhungen, sondern lediglich ein fiedergut- 
machungsversuch alter Sünden. All das, was sie bisher geschaf- 

fen hat, wer rein nichts. Bei sll den kleinen lLohnerhöhungen, 

die vorgenommen wurden, gingen: 2/3 aller Bisenbahner leer aus, 

und dabei sınd es_die ohnehin schon schlechtbezahltesten Grup- 
ven. Daß _ letzten "indes eine über große Erregung unter den Eisen- 

bahnern Platz gegriffen hat, darf uns durchaus nicht wunder- | 
lich erscheinnan, Es dürfte uns durchaus klar sein, daß die 

kEisenbahnerschaft bis aufs Außerste gefaßt ist und auch zum | 
äußersten »>chritt bereit sein wird, wenn wir uns kurz folgende E- 
Zahlen vor Augen führen. Denn es wird notwendig sein, daß wir | 
von hier aus die Frage prüfen, inwieweit die Forderungen der | 
Gewerkschaften berechtigt sind und zu einem solchen Sur itt | 
letzten Endes Veranlassung geben dürfen. An Hand der Teuerungs- 
zahlen, wie sie die Oberpreisprüfungskommission amtlich heraus- 
gegeben hat, betrug im Jahre 1921, also dem Jahre der Einfüh- 
rung des Franken bei der Eisenbahn, die Teuerungszahl 207 ,wo- 
hingegen die eg leuerungszahl 503 beträgt, Das ist eine 
Steigerung von rund 135 Prozent. Nun ist es auch für uns wichtig, 
daß wir gegenüber dieser Zahl einmal die eingetretenen Lohn- 4 

| 

| 
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erhöhungen vergleichen, und diese betragen in derselben Zeit 

von 1921 bis zum heutigen lage, trotz allem Flickwerk,das die 

Regierungskommission vorgenommen hat, rund 45 Frozent, ir sehen 

also, daß wenn den allzugerechneten Forderungen der Gewerk- 5 

Schaften Rechnung getragen werden sollte, eine Lohnaufbesse- | 
| 
| 
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rung von noch rund 90 Frozent Flatz greifen müßte. Wenn wir 
uns nun überlegen, daß die Fegierungskommission die allerbe- 
scheicensten Forderungen der bewerkschaften, den Antrag auf 


eine Lohnerhöhung von 10 Prozent, abgelehnt hat, so werden wir I 
zugeben müssen, daß die itegierungskommission aber auch_gar MM 
nicht gewi.it 18% und bereit sein wird, die Löhne der Eisen- 
bahner zu erhöhen. Der Regierungskommission sind diese Tat- 
sachen, wie sie diese Zahlen uns vor Augen führen,zur Genüge | 
bekannt. Aber auch der Regkrungskommission ist nicht unbekannt, l 
| 
| 
| 
| 
| 
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daß man auch Kürzlich in Elsaß-Iothringen die Löhne der Eisen- 
bahner der Teverung entsprechend ganz wesentlieh erhöht hat 
und zwar bei den Arbeitern und unseren Beamten um 30 Prozent 
und bei den oberen Besnten un 25 Frozen“. Außerdem erfuhren | 
gie sozialen Zulagen in Elsaß-lothringen eine genz wesentliche 
höhung. Auch dies weiß die Regierungskommission ganz genau. 
Wir sehen also, daß die Forderungen der Arbeiter gewerkschaften 
im Saargebiet Gurchaus gerechtfertigt sind. und wir können 
auch mit Ruhe erklären, Jaß wir voll und ganz hinter diesen 
Forderungen stehen. Was nun die Regierungskommission zu be- 
wegen sucht, gegen ciese Forderungen zu Scin und sie nicht 
zu berücksichtigen, liegt einzig und allein letzten Endes nur | 
daran, die allzugroßfe Rücksichtnahme auf die Bergwerksverhl- | 
tung und auf die P-ivatindustrie. Da müssen wir von der Re- | 
gierungskommission verlangen, daß sie darin nicht allzweit | 
geht, denn sollte wirklich, wie angeblich behaupvet wird,ei- 
ne derartige Wirtschaftskrise und Schlechte Lage innerhalb 
der Privatindustrie bestshen, so dürfte sie letzten Endes 
doch nicht soweis sich auswirken. daß a eirzig und allein und 
immer wieder die Arbeiter dic Leidtragenden sind. Wir ver- 
langen von der Regierungskommission, daß sie in fllernächster 
Zeit _ mit den dazu berufenen Arbeitergewerkschaften zu Ver- 
handlungen zusammentritt, und wir hoffen auf cas Bestimmteste, 
daß man den allzu gerechten Yorderungen auch In weitgehendsten 
Maße Rechnung trägt. Denn mır dadurch wird_das Schlimmste 
vom Saargebiet abgehalten werden. Bei der Bergwerksdirektion 
wird uns in nächs‘er Zeit gezeigt, daß man such dort in lohn- | 
verhandlungen und lohnerhöhungen sintreten m weil der Tarif- 
vertrag von Seiten der Bergarbeiter gekündigt wurde. Da schlie- 
Ben auch_wir uns voll und ganz der Zensrumspertei an, nicht 
nur die Löhne der Eisenbahner sınd zu kmapp,nein, alle Löhne | 
der Arbeiter, die sie zurzeit haben. sind zu niedrig gehal- 4 
ten. Und mur Cors. wo durch momentane Mehrleistungen und 4 
Leistungen von Überstunden der Achtstundentag durchbrochen 
ist, da ist einigermaßen das lxistenzm‘nimum der Krater: j 
schaft gesichert. \ch hoffe ven hier aus, ich glaube in Ih- | 
rer aller Namen zu sprechen,daß man enälich von Seiten der 
Regierung nschgibt. | | 
ich ruie der Regierun: zu; Regierung, tue deine Pflicht, 
ehe es zu spät ist! Denn mır durch Entgegenxommen der Wünsche 
der Eisenbafner kenn des »chlimmste vom Saervolk verkütet | 
werden. Denn die Regierung wird für alle Folgen, die ihre 
ablehnende nel%sung und inr stsrres Verhalten verursachen,den 
Saarvolk und den Tölkerbunä verantwortlich sein müssen. 
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itzender: Das "ort hat der Abesorcdaete Schmelzer ! 
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elzer (DSV): Meine Herren! Wir sind gerne bereit in die Erör- 
terungen der wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Saargebie- | 
tes una der Notlage der »aarbevölkerung einzutreten. Ich muß 4 
aber meinem Yrs$aunen darüber Ausdruck geben, daß derartige 
wichtige und schwierige Fragen hier zwischen Fitxundvk Ta 
und Dunkel erörtert werden. Es ist der reinste Zufall, daß 
die Vorredner zu Worte kamen, dem cer Herr Präsident hatte 
ja die Absicht, wegen der Lichtkalamität die Sitzung zu 
Schließen. Es war auch vorher bei der Besprechung der Ge- 
Schältsführung_mit keinem die Rede, daß sölche außerordent- 
lich wichtige Fragen zur Besprechung kommen sollten. Ich 
halte es für wünschenswert und ich nehme zu Ähren der Vor- 
redner an, daß sis dabei nicht agitatorische Dinge im Auge 
hatten, wenn =s aber der Fall sein sollte, dann Bitte ich | 
dringend. in Zukunft anders zu verfahren. Es muß Ihnen doch j 


{ 
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such daran gelegen sein, diese Dinge von Grund aus zu er- | 
örtern, Meine Hernenl. Die wirtschaftliche Frage, die hier | 
engeschnitten wird, die Lohnfrage, ist nur ein Jeil der | 
Wirtschaftsfragen des Saargebietes. Sie werden mit mir ei- 
ig gehen, auch die Herren Vorredner, wenn ich behaupte ‚die | 
meunl CinBp? Trage 331 abhängig von der gesamten Wirtschaft s- 
lage des »aargebietes. Ser. Wing 


| | 
(Zurufe: Sehr richtig !) | 
| 


Ich mache Sie darauf aufmerksan, ‚daß auch diese Frage in 
nlösbaren gusammenhange steht mit der alletwichtigsten J 
Fra e des vaargebietes, das ist, wie gestaltet gich das | 
erhältnis zwischen dem Saargebiet und zwischen Deutschland, | 
ezw. was wird Frankreich und Deutschland in Faris beschlie- | 
Ben und wie wird dadurch die wirtschaftliche Lage des Saar- 
rebietes beeinflußt werden. Das ist die Grundfrage ‚meine 
erren. \ienn üiege Basis eine ungügstige wird, dann können 
Sie hier schöne heden halten, wie »ie wollen, danh ändem 
Die daran garnichts. Es_ ist notwendig, daß »ie BIS URS Hand 
in Hand gehen. liir stellen den Antrag, daß die hegierungs- 
kommission aufge snrdert wird sghleunlest Schritte zu unter- | 
Veen daß die Vertreter der »aargebietsbevölkerung,der | | 
andesrat in Paris an Ort nd Stelle gehört werde, über die ie 
Banpe, die das vaargebiet berühren. Ich verkenne nicht die | 
Teilfrage, die Sic angeschnitten haben, aber das ist nur | 
eine teilirage,die mit den anderen Fragen zusammenhängt. | 
‚ \ienn es uns gelingt, daß wir in Paris gehört werden, und | 
die Sagrregierung hat die Pflicht,dafür zu sorgen, daß wir | 
gehört werden, dann können wir dazu beitragen, daß die Ge- 
samtwirtschaft des Saargebietes Änderungen erfährt, die zur 
Erfüllung der verschiedenen berechtigten Wünsche erforderlich 
ist. Ist das aber nicht der Fall, dann können Sie hier For- 
derungen stellen, wie Sie wollen, dann kann der Abgeordnete | 
rettar so laut und so viel schreien, wie er will, dann wırd 
nichts erreicht werden,weil dazu die Mittel und Wege fehlen, | 
Ich richte den Antrag an den Herm Stsatskommissar, daß er 
das der Hegierungskommission in geeigneter Form zum Ausdruck | 
gringt. In Faris werden Dinge beschlossen, die gegianet ‚Sind, | 
das argebie! so wirtschaftlich zu schädigen, daß es nicht 
mehr zu Atem kommen kann. Wir verlangen, daß in Paris nicht 
die Vertreter Frankreichs als die unseren, sondern daß unsere 
ertreter, der Landesrat gehört werde daß die Vertreter des 
aarvolkes an geeigneter telle gehört werdenı Ich erhebe 
a8 zum-Antrage. Ich bitte die übrigen Farteien,dem zuzu- 
stimmen und den Herm Staatskommissar zu beauftragen,diesen 
unseren Wunsch der Hegierungskommission zu Gehör zu briugen. 


( Bravo- Rufe !) 


zender: Ich möchte Herrn Schmelzer erwidern, daß in der Einladung 
zu der Sitzung bemerkt war, daß die Kommissionsmitglieder 
und die Fraktionsführer erscheinen möchten, um den ganzen 

an zu besprechen. In dieser Kommissionssitzung ist verab- 

redet worden,daß die Überweisung der 10 Vorlagen den einzel- 
nen Parteien .oesnheit geben soll, in kurzen Ausführungen 
auf die wirtschaftliche Lage zurückzukommen,weil man sic | 
gesagt hat,daßb das Volk wenigstens einige Ausführungen er- ‘ 
wartet. Es war von der Deutsch-Saarländischen Volkspartei m 
ein Herr da. \ienn er seinen Fraktionsführer nicht dävon ver- | 
ständigt hat,kann ich nichts Gafür. Damit dürfte der Vor- 5 
wurf,der gegen das Fräsidium erhoben werden sollte ‚abge- | 
Schlagen sein. 
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Das Wort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 


imelzer (DSV): (infolge der Störungen am Licht kann vr. 
Ausfü 


rung nicht aufgenommen werden, 


sitzender: Das Wort hat der Abgeordnete heinharäd! | 
inhard (K.P.): Meine Herren! In einem gebe ich dem Herrn Abge- 


ordneten Schmelzer recht, indem erdarauf hingewiesen hat, 
daß die wirtschaftlichen Verhältnisse hier abhängig sind 
von den politischen, nur mit dem gewaltigen Unterschiede, 
daß wir als Kommunisten nicht darauf hoffen, daß die poll- 
tischen Differenzen ‚die zwischen den einzelnen Industrial - 
len der einzelnen Staaten bestehen, geklärt werden. \ir ak 
Vertreter der Arbeiter stehen auf dem Standpunkt, daß die 
wirtschaftlichen Verhältnisse nur geklärt werden können 
durch die politische Klärung, durch die Arbeiterklasse 
selbst, des heißt, indem sich die Arbeiterklasse in den 
Besitz der Macht bringt. Femer wissen wir, daß die Ver- 
hältnisse der Arbeiterklasse an der saar nicht allein 
schlecht sind, sondern in allen Ländern, in Deutschland we 
in Frankreich usw.. Überell ist festzustellen,daß das Le- 
bensniveau der breiten Schichten der Bevölkerung immer mehr 
herabgedrückt wird, und zwar deshalb herabgedrückt wird, 
weil die heutige kapitalistische STARS EOTgDUNE durch ihre 
wahnsinnigen Kriege, durch ihre blödsinnige laktik nicht 
mehr imstande ist, die Menschheit zu ernähren. Weil das 

so ist, hoffgn wir auch nicht, daß die Negierungskomnmis- 
sion an der »aar irgendwelche Anstalten machen wird, um 
der Arbeiterklasse zu helfen. Sie hat es bewiesen in ihrer 
bisherigen Tätigkeit. !ohl hat sie sich geholfen, wohl h& 
sie ihre “ehälter ins NMaßlose erhöht, aber nichts hat sie 
den unteren und mittleren Beamten gegeben und erst recht 
nichts der Arbeiterschaft. Wir erhoffen nichts von der He- 
Be Tenmm32S10n. Wir wissen, daß nur die Arbeiter selbst 
in der lage sein werden, wenn Jr Angestellten und Beamten 
mit den Arbeitern gehen, ihre lage zu verbessern, Dies ist 
nur möglich, wenn sie restlos mit diesem faulen System 
aufräumen und die politische Gewalt an sich reißen. Wir 
versprechen uns von einer Verhandlung in Paris garnichts. 


Herr Schmelzer möge zu den Verhandlungen hingehen wir nicht. 


Wir bekommen dasselbe fesultat,wie es bisher der Fall war. 
Die Verhandlungen werden wieder auf Kosten der arbeitenden 


Knochen geführt werden. Die Arbeiter haben die Pflicht, ein- 


mütig und geschlossen in den nächsten Tagen in den Kampf 
zu treten und sich ihr Recht zu erkämpfen, das ihnen die 
gierung nicht gibt. | 


( Bravo-Rufe ) 


'sitzender: Damit sind wir am Schluß angelangt. Die nächste Sitzung 


wird im Einvernehmen mit dem Vorstand und den Fraktionsfüh- 
rem festgesetzt werden. Ich schließe die Sitzung. 


Schluß der Sitzung 6 Uhr 40 Minuten. 
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